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Landespersonalausschuss

1. Aufgaben und Befugnisse

Die Aufgaben und Befugnisse des Landespersonalausschusses ergeben sich
insbesondere aus dem Bayerischen Beamtengesetz (BayBG) und dem

Leistungslaufbahngesetz (LIbG).

Gemal Art. 115 Abs. 1 BayBG hat der Landespersonalausschuss

e bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen der beamtenrechtli-
chen Verhaltnisse mitzuwirken,

e beider Vorbereitung beamtenrechtlicher Vorschriften Gber die Aus-
bildung, Prifung und Fortbildung mitzuwirken,

o die Aufsicht Uber die beamtenrechtlichen Prifungen zu fuhren,

e (Uber den Antrag einer obersten Dienstbehdrde auf Anerkennung
einer Prufung zu beschliel3en,

e als Kompetenzzentrum dienstherrenlibergreifende Konzepte fir
PersonalentwicklungsmalRnahmen unter Einbindung der obersten
Dienstbehdrden zu erstellen,

e Vorschlage zur Beseitigung von Méangeln in der Handhabung der
beamtenrechtlichen Vorschriften zu machen,

e die Dienstherren in laufbahnrechtlichen Angelegenheiten zu bera-

ten.

Auch im Leistungslaufbahngesetz finden sich wichtige Aufgaben und Be-
fugnisse des Landespersonalausschusses, etwa zur Zulassung von lauf-
bahnrechtlichen Ausnahmen in Einzelfallen (s. insbesondere Art. 17 Abs. 4
und Abs. 5 sowie Art. 18 Abs. 5 LIbG), zur Zustimmung zu laufbahnrechtli-
chen Verordnungen (s. Art. 67 Satz 3 LIbG) oder zu Konzepten (Systemen)
der modularen Qualifizierung (s. Art. 20 Abs. 3 LIbG).

Eine Aufstellung Uber die beim Landespersonalausschuss zu beantragen-
den PersonalmalRnahmen findet sich in der Anlage 1.



Die Mitglieder des Landespersonalausschusses sind unabhangig und nur
dem Gesetz unterworfen (Art. 114 Abs. 1 Satz 1 BayBG). Bei der Wahrneh-
mung der ihm Ubertragenen Aufgaben ist das Augenmerk des Landesperso-
nalausschusses darauf gerichtet, unter Beachtung der Belange der antrag-
stellenden obersten Dienstbehorden und der betroffenen Beamten! wie auch
der Gbrigen obersten Dienstbehorden, der kommunalen Spitzenverbénde so-
wie der Berufsverbdnde der Beamten und unter Beachtung der personalpoli-
tischen Vorgaben des Bayerischen Landtags und der Bayerischen Staatsre-
gierung Entscheidungen zu treffen, die den gleichmaRigen Vollzug des Be-
amtenrechts bei allen staatlichen und nichtstaatlichen Dienstbehdrden in Bay-

ern sicherstellen.

2. Gremien

Der Landespersonalausschuss trifft seine Entscheidungen je nach Bera-
tungsgegenstand in der allgemeinen Besetzung oder in der Besetzung fir
Angelegenheiten der Richter und der Staatsanwalte. Die Mitglieder und
stellvertretenden Mitglieder dieser beiden Gremien sind in Anlage 2 aufge-
fuhrt.

3. Geschaftsstelle des Landespersonalausschusses

Nach Art. 120 Abs. 1 Satz 1 BayBG bedient sich der Landespersonalaus-
schuss zur Durchfiihrung seiner Aufgaben einer Geschaftsstelle, die beim

Bayerischen Staatsministerium der Finanzen und fur Heimat eingerichtet ist.

1 Soweit nicht ausdriicklich zwischen Mannern, Frauen, Personen ohne Geschlechtsbezeich-
nung und mit der Geschlechtsbezeichnung ,divers* unterschieden wird, beziehen sich die
Ausfiihrungen in diesem Jahresbericht auf M&nner, Frauen, Personen ohne Geschlechtsbe-
zeichnung und mit der Geschlechtsbezeichnung ,divers” in gleicher Weise.



3.1 Vorbereitung der Sitzungsfalle

Die Geschéftsstelle hat die Aufgabe, die Sitzungsfalle durch alle der Aufkla-
rung des Sachverhalts dienenden Malinahmen vorzubereiten sowie die Be-

schlisse auszufertigen und den Antragstellern zuzustellen.

3.2  Priufungsaufsicht

Die Geschéftsstelle bt im Auftrag des Landespersonalausschusses die Pru-
fungsaufsicht Uber alle beamtenrechtlichen Prifungen aus (Art. 115 Abs. 1
Nr. 3 BayBG).

3.3 Auswahlverfahren

Die Geschéftsstelle ist zudem mit der Abwicklung der Auswahlverfahren fur
die Einstellung in der zweiten und dritten Qualifikationsebene des nichttech-
nischen Dienstes betraut (s. Abschnitt Il Nrn. 6.1 und 6.2).

3.4 Beratung von Verwaltungen

Staatliche und nichtstaatliche Verwaltungen werden von der Geschéfts-
stelle umfassend in laufbahnrechtlichen Fragen beraten (Art. 115 Abs. 1 Nr. 7
BayBG). Insbesondere kommunale Dienstherren mit einem kleineren Perso-
nalkdrper werden nachhaltig unterstitzt. Soweit im Einzelfall eine Mitwirkung
des Landespersonalausschusses infrage kommt, wirkt die Geschéftsstelle
auf eine sachdienliche Antragstellung hin. Die Beratungstétigkeit der Ge-
schaftsstelle flhrt haufig dazu, dass Antrage ohne Erfolgsaussicht zuriickge-

zogen oder in anderer Form neu gestellt werden.



Il. Tatigkeit des Landespersonalausschusses und seiner Geschafts-

stelle im Berichtszeitraum

1. Sitzungen des Landespersonalausschusses

Der Landespersonalausschuss ist im Jahr 2020 in seiner allgemeinen Beset-
zung zu einer Sitzung zusammengetreten. Aufgrund der Corona-Pandemie
wurde anstelle der weiteren flnf vorgesehenen Sitzungen jeweils ein Umlauf-

verfahren durchgefihrt.

Daneben hat der Landespersonalausschuss in der allgemeinen Besetzung
noch weitere 14 Beschlisse im Umlaufverfahren gefasst, in der Besetzung
fur Angelegenheiten der Richter und der Staatsanwalte drei Beschliisse. Die
relativ hohe Zahl weiterer Umlaufverfahren des Landespersonalausschusses
in der allgemeinen Besetzung beruht ganz wesentlich darauf, dass sich der
Landespersonalausschuss jeweils sehr kurzfristig mit der Anderung laufbahn-

rechtlicher Vorschriften aufgrund der Corona-Pandemie zu befassen hatte.

2. Sitzungsgegenstande und Beratungen

Im Jahr 2020 war der Landespersonalausschuss mit insgesamt 602 beam-

tenrechtlichen Angelegenheiten befasst. Dazu zahlen:

e 37 Angelegenheiten, die tUber den Einzelfall hinaus Bedeutung haben,

e 169 Einzelfalle offentlicher Verwaltungen,

e 393 Beratungen offentlicher Verwaltungen in laufbahnrechtlichen Fra-
gen und

e 3 Einzelfalle und Beratungen beziiglich der Anerkennung von im Aus-

land erworbenen Berufsqualifikationen.



2.1

Angelegenheiten, die Uber den Einzelfall hinaus Bedeutung ha-

ben / Rechtsvorschriften

Die Angelegenheiten, die Uber den Einzelfall hinaus Bedeutung haben, glie-

dern sich wie folgt:

Mitwirkung bei der Vorbereitung gesetzlicher Regelungen
der beamtenrechtlichen Verhéltnisse (Art. 115 Abs. 1 Nr. 1
BayBG)

Mitwirkung beim Erlass von Rechtsverordnungen uber

die Zuordnung zu einer Fachlaufbahn und die Bil-
dung von fachlichen Schwerpunkten (Art. 67 Satz 1
Nr. 1, Satz 3 LIbG),

die Zulassung zu einer Fachlaufbahn, zu gebildeten
fachlichen Schwerpunkten und zu einer Qualifikati-
onsebene (Art. 67 Satz 1 Nr. 2, Satz 3 LIbG),

die Ausbildung und die modulare Qualifizierung
(Art. 67 Satz 1 Nrn. 3 und 4, Satz 3 LIbG),

die Grundsatze des Prifungsverfahrens sowie die
weiteren Prufungsbestimmungen fur Einstellungs-,
Zwischen- und Qualifikationsprifungen (Art. 22
Abs. 6 LIbG)

insgesamt?

Genehmigung von Konzepten (Systemen) der modularen
Quialifizierung (Art. 20 Abs. 3 Satz 1 LIbG)

Zustimmung zur Regelung eines erganzenden Auswahl-

verfahrens fur die Einstellung in der zweiten, dritten oder

vierten Qualifikationsebene der Leistungslaufbahn (Art. 22
Abs. 8 Satz 8 LIbG)

Sonstige Angelegenheiten genereller Art

17

2 Da die Verordnungen regelmafiig mehrere Nummern des Art. 67 Satz 1 LIbG betreffen
und gleichzeitig regelmagig weitere Prifungsbestimmungen fir Einstellungs-, Zwischen-
oder Qualifikationsprifungen im Sinne des Art. 22 Abs. 6 LIbG vorsehen, wird die Zahl der
behandelten Verordnungen nur insgesamt angegeben.
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Der Landespersonalausschuss hat im Berichtszeitraum beim Erlass folgen-

der Gesetze und Rechtsverordnungen (einschliel3lich des Erlasses von

Zulassungs-, Ausbildungs- und Prufungsordnungen) mitgewirkt:

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |
(GVBI. 2020 S. 51)

Verordnung zur Anderung der Zulassungs-, Ausbildungs- und Pri-
fungsordnung (ll. Lehramtsprifung) der Fachlehrer und der Zulas-
sungs-, Ausbildungs- und Prifungsordnung fur die Zweite Prifung der
Forderlehrerinnen und Forderlehrer (GVBI. 2020 S. 246)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |l
(GVBI. 2020 S. 249)

Verordnung zur Anderung der Ausbildungsordnung Justiz
(GVBI. 2020 S. 279)

Verordnung zur Anderung der Qualifikationsverordnung fur Fachleh-
rerinnen und Fachlehrer verschiedener Ausbildungsrichtungen an be-
ruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen (GVBI. 2020
S. 280)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |
(GVBI. 2020 S. 301)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |l
(GVBI. 2020 S. 317)

Gesetz zur Anpassung leistungslaufbahnrechtlicher Regelungen an
die Notwendigkeiten in der Corona-Pandemie (GVBI. 2020 S. 368)

Verordnung zur Anderung der Verordnung zur Einfihrung eines ver-
pflichtenden Arbeitszeitkontos fur Lehrkrafte (GVBI. 2020 S. 394)

Verordnung zur Anderung der Ausbildungs- und Prifungsordnung fur
Juristen (GVBI. 2020 S. 514)
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Verordnung zur Anderung diverser beruflicher Schulordnungen und
weiterer Rechtsvorschriften (GVBI. 2020 S. 517)

Verordnung zur Anderung der Qualifikationsverordnung fur Fachleh-
rerinnen und Fachlehrer verschiedener Ausbildungsrichtungen an be-
ruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen (GVBI. 2020
S. 532)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |
(GVBI. 2020 S. 545)

Verordnung zur Anderung der Bayerischen Vollstreckungsvergi-
tungsverordnung (GVBI. 2020 S. 554)

Verordnung zur Anderung der Verordnung lber den fachlichen
Schwerpunkt Vermessung und Geoinformation (GVBI. 2020 S. 555)

Verordnung zur Anderung der Bayerischen Beihilfeverordnung (GVBI.
2020 S. 578)

Verordnung zur Anderung der Wahlordnung zum Bayerischen Perso-
nalvertretungsgesetz (GVBI. 2020 S. 605)

Verordnung zur Anderung der Ausbildungs- und Prifungsordnung fur
Juristen und der Ausbildungsordnung Justiz (GVBI. 2020 S. 611)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |
(GVBI. 2020 S. 629)

Verordnung zur Anderung der Lehramtsprifungsordnung |l
(GVBI. 2020 S. 631)

Gesetz zur Errichtung der Technischen Universitat Nurnberg (TU
Nurnberg-Gesetz — TNG) (GVBI. 2020 S. 638)

Verordnung zur Anderung der Verordnung lber den fachlichen
Schwerpunkt Gesundheitsdienst (GVBI. 2020 S. 647)
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e Verordnung zur Anderung der Qualifikationsverordnung fiir Fachleh-
rerinnen und Fachlehrer verschiedener Ausbildungsrichtungen an be-
ruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen (GVBI. 2020
S. 708)

e Verordnung Uber den Aufbau der Technischen Universitat Nirnberg
(TU Nurnberg-Aufbauverordnung — TNAV) (GVBI. 2020 S. 710)

e Anderung des Bayerischen Besoldungsgesetzes und des Leistungs-
laufbahngesetzes im Rahmen des Haushaltsgesetzes 2021 (GVBI.
2021 S. 150)

Im Hinblick auf die dem Landespersonalausschuss in Art. 115 Abs. 1 Nrn. 1
und 2 BayBG eingeraumten Mitwirkungspflichten bei der Vorbereitung ge-
setzlicher Regelungen der beamtenrechtlichen Verhéltnisse und beamten-
rechtlicher Vorschriften tber die Ausbildung, Prifung und Fortbildung wird die
Geschaftsstelle durch die federfiihrenden Ressorts regelmaRig frihzeitig be-
teiligt, sodass die praktischen Erfahrungen und die Sachkunde des Landes-
personalausschusses in das Rechtsetzungsverfahren eingebracht werden
kénnen. Die formliche Beschlussfassung des Landespersonalausschusses
erfolgt in der Regel, sobald die Ressort- und die Verbandsanhérung abge-

schlossen sind.

Der Landespersonalausschuss hat im Jahr 2020 eine Anderung der Allge-
meinen Regelungen des Landespersonalausschusses im Bereich des
Laufbahn- und Prufungsrechts (ARLPA) beschlossen. Der Beschluss
wurde im Bayerischen Ministerialblatt (BayMBI. 2020 Nr. 694) veroffentlicht.
Ein Hinweis auf die Anderungsbekanntmachung findet sich im Bayerischen
Staatsanzeiger (StAnz. 2020 Nr. 51/52).

In Abschnitt | wurde die bisherige Nr. 4.1.2.1 ARLPA aufgehoben und damit
die fir den nichtstaatlichen Bereich erteilte allgemeine Zustimmung geman
Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 LIbG, die sich auf entsprechend den Lauf-
bahnvorschriften des Bundes oder eines anderen Bundeslandes erworbene

Qualifikationen fur den Einstieg in der vierten Qualifikationsebene der
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Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik im Geltungsbereich der bishe-
rigen Verordnung Uber den fachlichen Schwerpunkt bautechnischer
und umweltfachlicher Verwaltungsdienst vom 6. Dezember 2011 i.d.g.F.
(FachV-btuD a.F.) bezog. Grund fur die Aufhebung war eine Neufassung der
FachV-btuD, bei welcher der bisher in 8 29 FachV-btuD a.F. enthaltene all-
gemeine Verweis auf die aul3er Kraft getretene Zulassungs-, Ausbildungs-
und Prifungsordnung fur den héheren bautechnischen Verwaltungsdienst in
Bayern (ZAPO/htD) gestrichen wurde. In 8 5 Abs. 2 ZAPO/htD waren die fur
die jeweiligen Fachrichtungen einschlagigen Studiengdnge konkret aufge-
fuhrt, deren erfolgreicher Abschluss nach 8 3 Abs. 1 Nr. 3 ZAPO/htD als Ein-

stellungsvoraussetzung gefordert wurde.

Auf eine solche Benennung der geeigneten Studiengdnge wird in der neu
gefassten Verordnung Uber den fachlichen Schwerpunkt bautechni-
scher und umweltfachlicher Verwaltungsdienst vom 28. September 2018
i.d.g.F. (Fachverordnung bautechnischer und umweltfachlicher Verwaltungs-
dienst — FachV-btuD n.F.) verzichtet, da der stdndige Wechsel der Bezeich-
nungen und der inhaltlichen Ausgestaltungen der Bachelor- und Masterstudi-
engange zu einer Unvollstandigkeit fihren wiirde. Dieser Rechtsanderung zu-
folge ging der bisherige Verweis in Nr.4.1.2.1 ARLPA auf ,in einer der
ZAPO/htD entsprechenden Fachrichtung” nunmehr ins Leere und war damit
Uberholt. GemaR § 5 Satz 1 Nr. 3 FachV-btuD n.F. ist fir den Einstieg in der
vierten Qualifikationsebene als Vorbildung jetzt ein — in einem in 8 7 Nr. 3
FachV-btuD n.F. aufgefiihrten Fachgebiet — erlangter Master- oder universi-
tarer Diplomabschluss oder ein vom Staatsministerium fir Wissenschaft und
Kunst als gleichwertig anerkannter Bildungsstand in einem geeigneten Stu-
diengang erforderlich. Die Geeignetheit des Studiums richtet sich gemaf § 5
Satz 2 FachV-btuD n.F nach den Aufgabenbereichen, in denen der jeweilige

Vorbereitungsdienst stattfindet.

Aufgrund der bewussten Offenheit der Formulierung der Vorbildungserforder-
nisse in der neu gefassten FachV-btuD, die Raum fir eine gewisse Flexibilitat
hinsichtlich der Studiengénge lasst, war im Interesse der Rechtssicherheit
und einheitlichen Handhabung keine Neufassung der Nr. 4.1.2.1 ARLPA
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angezeigt. Zum einheitlichen Vollzug der laufbahnrechtlichen Regelungen
war vielmehr eine Aufhebung der Nr. 4.1.2.1 ARLPA erforderlich. Um weiter-
hin eine gleichartige Handhabung dieser Sachverhalte bei den nichtstaatli-
chen Dienstherren in Bayern zu gewabhrleisten, sind aufgrund der Aufhe-
bung der allgemeinen Zustimmung kinftige Falle dem Landespersonal-
ausschuss zur Einzelfallentscheidung vorzulegen. Eine Vielzahl solcher

Félle ist nicht zu erwarten.
Daneben wurden redaktionelle Anderungen vorgenommen.
Die aktuelle Fassung der Allgemeinen Regelungen des Landespersonalaus-

schusses im Bereich des Laufbahn- und Prufungsrechts (ARLPA)3 ist im Bay-

erischen Behdrdennetz unter www.landespersonalausschuss.bybn.de oder

www.lpa.bybn.de bzw. im Internet unter www.gesetze-bayern.de in der Da-
tenbank BAYERN.RECHT abrufbar.

3 Aktueller Stand: Bekanntmachung des Bayerischen Landespersonalausschusses vom
9. Dezember 2010 (FMBI. 2011 S. 4), zuletzt ge&ndert durch Bekanntmachung vom 20. No-
vember 2020 (BayMBI. Nr. 694).


http://www.landespersonalausschuss.bybn.de/
http://www.lpa.bybn.de/
http://www.gesetze-bayern.de/
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2.2 Antrage zu Einzelfallen und Beratungen in laufbahnrechtlichen
Fragen

Im Berichtsjahr 2020 hat der Landespersonalausschuss uber 81 Einzelfalle
aus staatlichen Verwaltungen und 88 Einzelfélle aus nichtstaatlichen Verwal-
tungen Beschluss gefasst. Durch die Geschaftsstelle sind 41 Beratungen
staatlicher Verwaltungen und 352 Beratungen nichtstaatlicher Verwaltungen
durchgefuhrt worden. Hinsichtlich der Anerkennung auslandischer Berufs-
gualifikationen sind drei Entscheidungen und Beratungen erfolgt. Im Folgen-
den sind diese Zahlen nochmals grafisch dargestellt:

BEinzelfdlle staatlicher Verwaltungen

@ Beratung staatlicher Verwaltungen

B Einzelfdlle nichtstaatlicher Verwaltungen
O Beratung nichtstaatlicher Verwaltungen
@Beratung und Einzelfdlle EU-Blrger

Uber die Antrage der Verwaltungen in Einzelfallen wurde wie folgt entschieden:

100 - mgenehmigt
mabgelehnt
Oerledigt

staatliche Verwaltungen nichtstaatliche Verwaltungen
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3. Themen von allgemeiner Bedeutung im Bereich des Laufbahnrechts

Der Landespersonalausschuss hat die Aufgabe, alle Dienstherren in Bay-
ern in laufbahnrechtlichen Angelegenheiten zu beraten (Art. 115 Abs. 1
Nr. 7 BayBG). Diese Aufgabe wird durch die Geschéftsstelle des Landesper-

sonalausschusses (Art. 120 BayBG) wahrgenommen.*

Der Beratungstatigkeit der Geschaftsstelle kommt erhebliche Bedeutung
zu, da viele Verwaltungen, vor allem solche mit einem kleinen Personalkdrper
oder solche, die nur noch wenige Beamte beschéftigen, nicht zwangslaufig
Uber hinreichende Detailkenntnisse im Laufbahnrecht verfiigen. Durch die
Beratung der Geschaftsstelle werden auch diese Verwaltungen in die Lage
versetzt, die im BayBG und im LIbG getroffenen laufbahnrechtlichen Rege-
lungen sachgerecht und zielfihrend umzusetzen. Aber auch grol3ere Verwal-
tungen, insbesondere im nichtstaatlichen Bereich, kommen auf die Ge-
schéaftsstelle zu, wenn vielschichtige und komplexere laufbahnrechtliche

Problemstellungen zu l6sen sind.

Auch im Berichtsjahr wurden an die Geschéftsstelle wieder zahlreiche fern-
mundliche und schriftliche Anfragen gerichtet. Komplexere Sachverhalte
konnten dariiber hinausgehend im Rahmen einer personlichen Erérterung mit

den Mitarbeitern der Geschéftsstelle einer Losung zugefuhrt werden.

Soweit bei PersonalmalRnahmen eine Mitwirkung des Landespersonalaus-
schusses gesetzlich vorgeschrieben ist, wird bereits im Rahmen der Bera-
tungstatigkeit auf eine sachdienliche Antragstellung hingewirkt. Die Bera-
tungstatigkeit der Geschaftsstelle fuhrt haufig dazu, dass die Erforderlichkeit
einer Antragstellung durch die personalverwaltende Stelle Uberhaupt erkannt
wird oder ein bereits gestellter Antrag ohne Erfolgsaussicht zuriickgezogen

bzw. in anderer Form neu gestellt wird.

4 Zur gesetzlichen Aufgabe der laufbahnrechtlichen Beratung nur der Dienstherren siehe
Beck’scher Online-Kommentar Beamtenrecht Bayern, hrsg. von Brinktrine/Voitl, Art. 115
BayBG Rn. 12.
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Aus der Spruchpraxis des Landespersonalausschusses und der Bera-
tungstatigkeit der Geschaftsstelle im Jahr 2020 sind folgende Themenbe-

reiche besonders hervorzuheben:

3.1 Ersatz von Prufungslehrproben durch Prufungsgesprache auf-
grund der COVID-19-Pandemie

Prufungslehrproben sind ein wesentlicher Bestandteil der Qualifika-
tionsprufungen fur Lehrkréfte: Die Zweite Lehramtsprufung fur ein Lehramt
an offentlichen Schulen nach § 1 Satz 1 LPO II° besteht u.a. aus drei Pri-
fungslehrproben (s. § 17 LPO Il und 8§ 21 LPO II). Die Zweite Lehramtspri-
fung der Fachlehrer i.S.v. 8 1 ZAPO-F II° setzt sich u.a. aus zwei Prufungs-
lehrproben zusammen (s. § 13 ZAPO-F Il und 8§ 16 ZAPO-F Il); desgleichen
umfasst die Qualifikationsprtfung fur Fachlehrer an beruflichen Schulen i.S.v.
§ 1 Abs. 1 Satz 1, 8 2 Abs. 1 QualVFL’ auch zwei Lehrproben (s. § 11 Abs. 1
Satz 1 Alt. 1, Satz 2, Abs. 2, 8 20 QualVFL). Die Zweite Prifung der Forder-
lehrerinnen und Forderlehrer geman § 1 Abs. 1 Satz 1 ZAPO/F6L 118 beinhal-
tet u.a. eine sog. schulpraktische Prifung (s. 8 11 ZAPO/F6L 11), die in For-
derlehrertatigkeit mit Schulergruppen besteht (s. im Einzelnen 8§ 13
ZAPO/FOL 1I).

Prufungslehrproben und vergleichbare Formate setzen jedoch Préasenzun-
terricht in Klassen bzw. Schilergruppen voraus. Die COVID-19-Pandemie
beeintrachtigte im Schuljahr 2019/2020 wie auch im Schuljahr 2020/2021
die Durchfihrung von Priufungslehrproben in den fir die einzelnen Schular-
ten vorgesehenen Prifungszeitrdumen; aufgrund des Infektionsgeschehens
kam es zu Unterrichtsausfallen bis hin zu Schulschliefungen an Bayerns

offentlichen Schulen.

5 Ordnung der Zweiten Staatspriifung fur ein Lehramt an 6ffentlichen Schulen (Lehramts-
prufungsordnung Il).

6 Zulassungs-, Ausbildungs- und Priifungsordnung (ll. Lehramtspriifung) der Fachlehrer.

7 Quallifikationsverordnung fir Fachlehrerinnen und Fachlehrer verschiedener Ausbildungs-
richtungen an beruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen.

8 Zulassungs-, Ausbildungs- und Priifungsordnung fiir die Zweite Priifung der Férderlehre-
rinnen und Foérderlehrer (Férderlehrerprifungsordnung ).



18

Das Kultusministerium &nderte in dieser Sondersituation daher im Jahr 2020
mehrfach jeweils im Benehmen mit dem Landespersonalausschuss® die
Lehramtsprifungsordnung Il und ersetzte jeweils fur unterschiedliche Berei-
che noch ausstehende Priufungslehrproben durch Prifungsgesprache
Uber die Abhaltung einer Unterrichtsstunde, welche auf der Grundlage ei-
nes der Prifungskommission vom Kandidaten vorab Ubermittelten Entwurfs,
aus dem Ziele und Aufbau einer vorbereiteten Unterrichtsstunde ersichtlich
sind, abgehalten werden (vgl. jeweils die unterschiedlichen im Jahr 2020 gel-
tenden Fassungen des § 41 LPO II).

In vergleichbarer Weise erfolgten 2020 Anderungen der ZAPO-F I, der
QualVFL und der ZAPO/FOL Il jeweils im Benehmen mit dem Landesperso-
nalausschuss'®, wonach noch nicht abgelegte (Prifungs-)Lehrproben
(ZAPO-F Il bzw. QualVFL) bzw. schulpraktische Prufungen (ZAPO/FG6L 1l) je-
weils durch Prufungsgesprache uber eine vorbereitete Unterrichtsstunde
bzw. Gber entsprechende Forderlehrertatigkeit ersetzt werden, welche auf der
Basis von vom Kandidaten vorab Ubermittelten Unterlagen abgehalten wer-
den (vgl. 8 29 ZAPO-F Il in der vom 20. April 2020 bis 31. Dezember 2020
geltenden Fassung bzw. § 30a QualVFL in der vom 1. Juni 2020 bis 31. De-
zember 2020 geltenden Fassung bzw. § 24 ZAPO/FGL 1l in der vom 20. Ap-
ril 2020 bis 31. Dezember 2020 geltenden Fassung).

Nach Auffassung des Landespersonalausschusses handelt es sich bei die-
sen anstelle von Prifungslehrproben oder schulpraktischen Prifungen abge-
haltenen Prifungsgesprachen um ein in der Sondersituation der Corona-Pan-

demie gut vertretbares Prifungsersatzformat.

Im Ubrigen gehen in das Ergebnis der Qualifikationspriifungen der Lehrkréafte
— neben abgelegten Prifungslehrproben — u.a. auch Bewertungen der Unter-

richtskompetenz, der erzieherischen Kompetenz und der Handlungs- und

9 Gemal Art. 26 Abs. 2 Bayerisches Lehrerbildungsgesetz (BayLBG) erlasst das Kultusmi-
nisterium die Prifungsbestimmungen fur die Zweiten Staatsprifungen im Rahmen der
Lehramtsprifungsordnung Il im Benehmen mit dem Landespersonalausschuss.

10 Gemal Art. 22 Abs. 6 Halbsatz 2 LIbG werden die — neben der Allgemeinen Priifungs-
ordnung — weiteren Prifungsbestimmungen im Benehmen mit dem Landespersonalaus-
schuss erlassen.
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Sachkompetenz ein (s. 88 22, 22a, 22b, 23 LPO Il bzw. 88 19, 20 ZAPO-F Il
bzw. 88 15, 16 ZAPO/FOL I1).1t

3.2 Ubernahme von Steuerbeamten durch nichtstaatliche Diensther-

ren

Im Hinblick auf die Einfuhrung des 8 2b Umsatzsteuergesetz, wonach nach
Ablauf einer Ubergangsfrist nunmehr auch juristische Personen des offentli-
chen Rechts der Umsatzbesteuerung unterliegen kdénnen, suchten bayeri-
sche Kommunen verstarkt nach qualifizierten Beamten mit steuerrechtlicher
Ausbildung. Da das Steuerrecht kein Bestandteil der Ausbildung der allge-
meinen inneren Verwaltung ist, sind die nichtstaatlichen Dienstherren auf an-
deres Personal mit den erforderlichen Fachkenntnissen angewiesen. Daher
war die Geschéftsstelle in den Jahren 2019 und 2020 vermehrt mit Bera-

tungsanfragen bezuglich der Ubernahme von Steuerbeamten befasst.

Im Rahmen der Beratungen seitens der Geschaftsstelle wurde deutlich, dass
einigen Dienstherren nicht bewusst war, dass bei der Ubernahme von steu-
errechtlich ausgebildeten Beamten trotz einer bundeseinheitlichen Steuerbe-
amtenausbildung, geregelt im Steuerbeamten-Ausbildungsgesetz (StBAG)
und in der Steuerbeamtenausbildungs- und -prifungsordnung (StBAPO), un-
terschiedliche Regelungen im Leistungslaufbahngesetz zur Anwendung

kommen kénnen.

Wurde die beamtenrechtliche Qualifikation in Bayern erworben, ist bei
der Ubernahme von Steuerbeamten durch eine Kommune die Regelung des
Art. 9 Abs. 1 LIbG anzuwenden. In diesem Fall handelt es sich aufgrund der
Zuordnung des fachlichen Schwerpunkts ,Steuer* zur Fachlaufbahn Verwal-
tung und Finanzen'? um einen Wechsel innerhalb derselben Fachlaufbahn

in den fachlichen Schwerpunkt , nichttechnischer Verwaltungsdienst“ '3

11 Nur im Rahmen der Qualifikationsprifung fir Fachlehrer an beruflichen Schulen nach § 1
Abs. 1 Satz 1, § 2 Abs. 1 QualVFL erfolgen derzeit noch keine derartigen gesonderten Be-
wertungen der Unterrichtskompetenz, der erzieherischen Kompetenz und der Handlungs-
und Sachkompetenz.

12vgl. 8 1 Abs. 1 Erganzungsausbildungsverordnung Steuer (EStBAPO).

3 vgl. § 1 Abs. 1 Fachverordnung nichttechnischer Verwaltungsdienst (FachV-nVD).
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gemal Art. 9 Abs. 1 Satz 1 LIbG. Dieser Wechsel bedarf nur der Zustim-
mung der aufnehmenden obersten Dienstbehdrde (Art. 9 Abs. 1 Satz 2
LIbG). Von dieser kann auch der Besuch geeigneter Fortbildungen oder eine
Unterweisung gefordert werden (Art. 9 Abs. 1 Satz 3 LIbG). Eine Zustimmung
seitens des Landespersonalausschusses ist in diesen Fallen gesetzlich nicht
vorgesehen. Aus Sicht der Geschaftsstelle empfiehlt sich angesichts der un-
terschiedlichen Ausbildungsinhalte die Teilnahme an einschlagigen Fortbil-
dungsveranstaltungen, insbesondere aus dem Bereich des Kommunalrechts.
Der neue Zusatz zur Amtsbezeichnung kann schriftlich mitgeteilt werden, da
es sich hierbei um einen ernennungsahnlichen Verwaltungsakt handelt; einer
Ernennung und der Aushandigung einer Ernennungsurkunde bedarf es bei
diesem Sachverhalt nicht, vgl. Abschnitt 2 Nr. 7 der Verwaltungsvorschriften
zum Beamtenrecht (VV-BeamtR). Die entsprechende Anwendung der
VV-BeamtR wird nichtstaatlichen Dienstherren empfohlen (vgl. Abschnitt 18
Nr. 1.1 VV-BeamtR).

Wourde die Qualifikation beim Bund oder in einem anderen Bundesland
erworben, ist Art. 11 Abs. 1 LIbG anzuwenden. Demnach kann in ein Be-
amtenverhaltnis in Bayern tbernommen werden, wer aufgrund einer Qualifi-
kation entsprechend den Laufbahnvorschriften des Bundes oder eines ande-
ren Landes sowie seines individuellen Berufswegs einen Stand an Wissen
und Fertigkeiten aufweist, der der nach bayerischen Vorschriften erfor-
derlichen Qualifikation gleichwertig ist. Im nichtstaatlichen Bereich be-
darf die Anerkennung der Gleichwertigkeit der Qualifikation gemafn Art. 11
Abs. 2 Satz 1 Halbsatz 2 LIbG der vorherigen Zustimmung des Landes-
personalausschusses. Hierflr ist rechtzeitig vor der Ubernahme des Bewer-
bers ein Antrag von der aufnehmenden obersten Dienstbehdrde bei der Ge-
schéaftsstelle des Landespersonalausschusses zu stellen. Hinsichtlich der
Mitteilung der neuen Amtsbezeichnung wird auf Abschnitt 7 Nr. 2.1.2 i.vV.m.
Abschnitt 18 Nr. 1.1 VV-BeamtR verwiesen.
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3.3 Ubernahme von Absolventen des Beschaftigtenlehrgangs Il bzw.
des Studiums zum/zur Betriebswirt/in an einer Verwaltungs- und

Wirtschaftsakademie in die dritte Qualifikationsebene

Im Berichtsjahr 2020 war die Geschéftsstelle mehrfach mit Beratungsanfra-
gen von Dienstherren befasst, ob Bewerber, die Uber einen erfolgreich absol-
vierten Beschéftigtenlehrgang 11*4 der Bayerischen Verwaltungsschule oder
Uber einen Weiterbildungsabschluss als Betriebswirt/in einer Verwal-
tungs- und Wirtschaftsakademie (VWA) verflgen, in ein Beamtenverhalt-
nis mit Einstieg in der dritten Qualifikationsebene der Fachlaufbahn Verwal-
tung und Finanzen (fachlicher Schwerpunkt nichttechnischer Verwaltungs-
dienst) ibernommen werden konnen. In der Regel handelte es sich hierbei
um Personen, die bereits in einem Tarifbeschéftigtenverhéaltnis bei den anfra-
genden Dienstherren tatig waren. Die Ubernahme eines auf Arbeitsvertrags-
basis beschaftigten Absolventen des Angestelltenlehrgangs Il als anderer Be-
werber gemal Art. 4 Abs. 2, Art. 6 Abs. 3, Art. 52 LIbG wurde zuletzt im Jah-
resbericht 2011 ab S. 32 aufgegriffen.

Qualifikationserwerb als ,andere Bewerber und Bewerberinnen*

In der Regel wird die Qualifikation fiir Amter der dritten Qualifikationsebene
in der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen gemaf Art. 6 Abs. 1 Nr. 1,
Art. 35 Abs. 3 Satz 1 LIbG durch ein Studium an der Hochschule fir den 6f-
fentlichen Dienst in Bayern (Hf6D) und das Bestehen der Qualifikationspru-
fung bzw. gemaf Art. 6 Abs. 1 Nr. 2, Art. 39 Abs. 1, 3 LIbG durch einen Dip-
lomabschluss an einer Fachhochschule oder einen Bachelorabschluss an
einer Fachhochschule oder Universitat und eine einschlagige hauptberufli-
che Tatigkeit nach Abschluss des Studiums von mindestens drei Jahren er-

worben.

Daneben kann gemal Art. 4 Abs. 2 Satz 1 LIbG in das Beamtenverhaltnis als

anderer Bewerber auch berufen werden, wer die erforderliche Qualifikation

14 Vormals Angestelltenlehrgang Il: Zum 1. Méarz 2018 ist die neue Lehrgangs- und Pri-
fungssatzung fur Tarifbeschéftigte im 6ffentlichen Dienst in Bayern (Lehrgangs- und Pri-
fungssatzung fur Beschéftigte — LPSB) in Kraft getreten. Der Begriff der ,Angestellten”
wurde durch den Begriff der ,Beschaftigten” ersetzt. Der Angestelltenlehrgang | und Il wer-
den seitdem als Beschéftigtenlehrgang | und Il bezeichnet.
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durch Lebens- und Berufserfahrung innerhalb oder auRerhalb des 6ffent-
lichen Dienstes erworben hat, wenn an der Gewinnung ein besonderes
dienstliches Interesse besteht, Art. 52 Abs. 1 Satz 1 LIbG. Vor der Berufung
als anderer Bewerber ist die Zustimmung des Landespersonalausschus-
ses einzuholen, Art. 4 Abs. 2 Satz 3 LIbG. Erfolgt die Berufung in das Beam-
tenverhaltnis ohne Zustimmung des Landespersonalausschusses, ist die Er-
nennung mit Wirkung fur die Vergangenheit zuriickzunehmen, § 12 Abs. 1
Nr.4 i.V.m. 8§ 8 Abs. 1 Nr. 1 BeamtStG (vgl. Urteil des VG Bayreuth vom
24. Oktober 2014, Az. B 5 K 14.245).

Andere Bewerber erwerben ihre Qualifikation nicht durch die fur Regelbe-
werber Ublicherweise vorgeschriebenen Schul- und Hochschulab-
schlisse mit den darauf aufbauenden Ausbildungen; im Vordergrund steht
vielmehr die hinreichende Lebens- und Berufserfahrung innerhalb oder
aulRerhalb des o6ffentlichen Dienstes (s. jeweils Kathke [Hrsg.], Dienstrecht in
Bayern I, Art. 4 LIbG Rn. 14). Um dem Charakter als Ausnahmeregelung und
Auffangbestimmung (vgl. Keck/Puchta/Konrad, Laufbahnrecht in Bayern,
Art. 52 LIbG Rn. 3) gerecht zu werden, ist Voraussetzung fir die Berufung
von anderen Bewerbern eine (mindestens) der fir Regelbewerber vorge-
schriebenen Vorbildung gleichwertige Qualifikation in Form von Lebens-
und Berufserfahrung (Kathke [Hrsg.], a.a.O., Rn. 15). Es dirfen keine ge-
ringeren Anforderungen gestellt werden als sie von Regelbewerbern gefor-
dert werden, Art. 52 Abs. 2 Satz 2 LIbG. Die erforderliche Lebens- und Be-
rufserfahrung muss in Bezug auf Fachrichtung, Tiefe und Verwendungs-
breite den Aufgaben in den Amtern der kiinftigen Fachlaufbahn ab der jewei-
ligen Qualifikationsebene mindestens entsprechen (vgl. Kathke [Hrsg.],
a.a.0., Rn. 16). Die Berufserfahrung hat den anderen Bewerber zu befahigen,
samtliche Aufgaben der kiinftigen Laufbahn bzw. des gebildeten fachlichen
Schwerpunkts, nicht nur die eines bestimmten Dienstpostens, wahrzuneh-
men; der andere Bewerber muss demnach fir die gesamte Verwendungs-
breite der Fachlaufbahn bzw. des fachlichen Schwerpunkts qualifiziert sein
(s. jeweils Keck/Puchta/Konrad, a.a.O., Art. 52 LIbG Rn. 12). Folglich missen

die beruflichen Erfahrungen auf einem dem angestrebten vergleichbaren
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inhaltlich-fachlichen Niveau erfolgt sein (Kathke [Hrsg.], a.a.0., Art. 4 LIbG
Rn. 17).

Auf Grundlage der bisherigen Spruchpraxis des Landespersonalausschusses
genugt nach Auffassung der Geschaftsstelle weder das erfolgreiche Beste-
hen des Beschéftigtenlehrgangs 11'® noch der Abschluss einer Weiterbil-
dung an einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie zum/zur Betriebs-
wirt/in (VWA) den Anforderungen fir einen Qualifikationserwerb als anderer
Bewerber. Die Qualifizierung im Rahmen des Beschaéftigtenlehrgangs Il ist
mit der Ausbildung der Beamten weder hinsichtlich des Stundenumfangs
noch hinsichtlich Breite und Tiefe der vermittelten Kenntnisse vergleichbar
und kann daher fur den Erwerb der Qualifikation fir einen Einstieg in der
dritten Qualifikationsebene in der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen
(fachlicher Schwerpunkt nichttechnischer Verwaltungsdienst) nicht ausrei-
chen. Gleiches qilt fur das Studium zum/zur Betriebswirt/in an einer VWA.
Insbesondere sind die Rechtskenntnisse, die im Rahmen dieser Weiterbil-
dungsmal3nahme vermittelt werden, tberwiegend nicht den Rechtsgebie-
ten des besonderen Verwaltungsrechts (wie etwa oOffentliches Baurecht,
Umweltrecht, Kommunalrecht, Recht der 6ffentlichen Sicherheit und Ordnung
etc.'®) zuzuordnen. Im Ergebnis kommt daher ein Qualifikationserwerb

nach diesen Vorschriften regelméfRig nicht in Betracht.

Zu dem gemal Art. 52 Abs. 1 LIbG erforderlichen besonderen dienstlichen
Interesse an der Gewinnung wird darauf hingewiesen, dass hierunter grund-
satzlich der Fall der Neugewinnung von Personal zu verstehen ist. Soweit
Beschatftigte bereits seit langerer Zeit bei dem antragstellenden Dienstherrn
als Tarifbeschaftigte tatig sind, handelt es sich grundséatzlich nicht um einen
Fall der Personalgewinnung und eine Berufung als anderer Bewerber bei

demselben Dienstherrn scheidet bereits aus diesem Grund aus (vgl.

15 Hinsichtlich der Méglichkeit einer teilweisen Anrechnung eines absolvierten Beschéaftig-
tenlehrgangs Il auf die MalRnahmen der modularen Qualifizierung im Rahmen eines Einzel-
konzeptes wird auf die entsprechenden Textbeitrdge im Jahresbericht 2016, S. 33 f., im
Jahresbericht 2017, S. 31, und in diesem Jahresbericht, S. 35, verwiesen.

16 Siehe naher § 43 Abs. 1 der Verordnung tber den fachlichen Schwerpunkt nichttechni-
scher Verwaltungsdienst in der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen (Fachverordnung
nichttechnischer Verwaltungsdienst - FachV-nVD).
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Keck/Puchta/Konrad, Laufbahnrecht in Bayern, Art. 52 LIbG Rn. 8). Zudem
muss sich das besondere dienstliche Interesse auch auf die Verbeamtung als
solche beziehen (Keck/Puchta/Konrad, a.a.O., Rn. 7). Soweit die Aufgaben
offenkundig ebenso gut in einem Tarifbeschéaftigtenverhéltnis erfillt werden
kénnen und dies bereits jahrelang so gehandhabt wurde, liegt kein besonde-
res dienstliches Interesse an der Gewinnung eines (anderen) Bewerbers im
Beamtenverhaltnis vor. Auch begriindet der allgemeine Funktionsvorbe-
halt nach Art. 33 Abs. 4 GG, 8§ 3 Abs. 2 BeamtStG, wonach die Ausiibung
hoheitlicher Befugnisse als stdndige Aufgabe in der Regel Beamten zu tber-
tragen ist,'’ fuir sich genommen noch kein besonderes dienstliches Interesse
(Weil3/Niedermaier/Summer/Zangl, Beamtenrecht in Bayern, Art. 52 LIbG
Rn. 11).

Sonstiger Qualifikationserwerb gemaf Art. 38 ff. LIbG

In der Beratungspraxis wurde von den Dienstherren in diesem Zusammen-
hang auch die Mdglichkeit eines sonstigen Qualifikationserwerbs nach Art. 38
bis 40 LIbG angesprochen. Es wird daher klarstellend darauf hingewiesen,
dass weder der Beschaftigtenlehrgang Il noch das Studium zum/zur Be-
triebswirt/in (VWA) den in Art. 39 Abs. 1 Nr. 1 LIbG geforderten Bildungs-
voraussetzungen gentgt. Beide Abschlisse vermitteln die allgemeine
Hochschulreife und erlauben somit zunachst den Zugang zu einem Studium
(vgl. insoweit auch 8§ 29 Abs. 1 Satz 1 Nr. 4 der Verordnung uber die Qualifi-
kation fur ein Studium an den Hochschulen des Freistaates Bayern und den
staatlich anerkannten nichtstaatlichen Hochschulen'®), stellen selbst aber
keinen Hochschulabschluss, d.h. keinen akademischen Grad, dar und ver-
mitteln auch keinen als gleichwertig anerkannten Bildungsstand i.S.d. Art. 39
Abs. 1 Nr. 1 LIbG. An dieser Rechtsauffassung zur Einordnung des betreffen-

den Abschlusses an der VWA vermag auch das Urteil des Bayerischen

17 Far den nichtstaatlichen Bereich dirfte Art. 42 Abs. 2 Nr. 2 Gemeindeordnung (GO) kein
besonderes dienstliches Interesse begriinden. In der Gesetzesbegriindung zu dieser Vor-
schrift ist der Qualifikationserwerb als anderer Bewerber nicht enthalten (vgl. Landtags-
Drucksache 16/9083, S. 23 [Begriindung zu § 16 - Anderung der Gemeindeordnung -]). Da-
mit dirften unter diese Regelung nur originar eingestiegene Beamte und Beamte, die sich
durch Ausbildungsqualifizierung oder modulare Qualifizierung fiir Amter ab der jeweili-
gen hoheren Qualifikationsebene qualifiziert haben, fallen.

18 Quialifikationsverordnung — QualV.
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Obersten Landesgerichts vom 08.01.2003, Az. 3Z BR 221/02 nichts zu an-
dern. Streitgegenstand war in diesem Fall die Frage, ob die Kriterien erfullt
sind, die fur die Auszahlung einer erhdhten Vergitung im Betreuungsfall not-
wendig sind. Zu der Frage, ob der Abschluss als Betriebswirt/in (VWA) den
Anforderungen des Art. 39 Abs. 1 Nr. 1 LIbG genuigt, wurden in diesem Urteil
keine Aussagen getroffen. Es wird lediglich fir den konkreten Streitgegen-
stand festgestellt, dass eine Vergleichbarkeit — nicht jedoch Gleichwertig-

keit — mit Hochschulabschliissen vorliegt.

Im Ubrigen ist ein sonstiger Qualifikationserwerb fiir den fachlichen Schwer-
punkt nichttechnischer Verwaltungsdienst der Fachlaufbahn Verwaltung
und Finanzen gemal Art. 39 Abs. 1 Nr. 1 LIbG ohnehin ausgeschlossen, da
dieser fachliche Schwerpunkt nicht in der Anlage 1 zu Art. 39 LIbG aufgefiihrt
ist.

Auch kommt nach Art. 38 Abs. 1 Satz 1 LIbG ein sonstiger Qualifikationser-
werb nur in Betracht, soweit ein dienstliches Bedurfnis besteht. Nach der
amtlichen Begrindung zum Neuen Dienstrecht in Bayern ist ein dienstliches
Bedurfnis grundsatzlich dann anzunehmen, wenn Beamte aufgrund ihrer Vor-
und Ausbildung und ggf. ihrer vorherigen beruflichen Tatigkeiten bestimmte
Aufgaben besser erfillen kénnen als Beamte in fachlichen Schwerpunkten
mit Vorbereitungsdienst (Landtagsdrucksache 16/3200, S. 555; vgl. auch
Weil3/Niedermaier/Summer/Zéangl, Beamtenrecht in Bayern, Art. 38 LIbG
Rn. 5 ff.).
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3.4 Qualifikation von Bewerberinnen und Bewerbern aus Mitglied-
staaten, Art. 41 ff. LIbG

In den Jahresberichten des Landespersonalausschusses der vergangenen
Jahre, zuletzt im Jahresbericht 2016 (S. 22 ff.), wurde das Verfahren zur An-
erkennung der Berufsqualifikation von Bewerberinnen und Bewerbern
aus Mitgliedstaaten der Européischen Union, des Europaischen Wirt-
schaftsraums und der Schweiz gemaf Art. 41 ff. LIbG umfassend dargestellit.

Auf diese Ausfilhrungen wird hier verwiesen.

Der Landespersonalausschuss hatte im Jahr 2020 tber einen Antrag auf An-
erkennung einer in Bulgarien erworbenen Berufsqualifikation als , Inspektor
far o6ffentliche Gesundheit* als Qualifikation flr den Einstieg in der zweiten
Qualifikationsebene der Fachlaufbahn Gesundheit (fachlicher Schwerpunkt
Hygienekontrolldienst) zu entscheiden. Der Antragsteller hat den vorgelegten
Quialifikationsnachweis durch den Abschluss des Bachelorstudiums ,, Inspek-
tor fur offentliche Gesundheit” in Bulgarien erworben. Dieser Qualifikati-
onsnachweis ist grundsatzlich der Fachlaufbahn Gesundheit (fachlicher
Schwerpunkt Hygienekontrolldienst) zuzuordnen. Anhand eines Vergleichs
zwischen den hierfur erforderlichen Vor- und Ausbildungsvoraussetzungen
im Freistaat Bayern und der nachgewiesenen Qualifikation des Antragstellers
wurden relevante inhaltliche Defizite festgestellt. Die bulgarische Berufs-
qualifikation konnte daher geman Art. 47 Abs. 1 LIbG lediglich unter der auf-
schiebenden Bedingung anerkannt werden, dass der Antragsteller nach sei-
ner Wahl an einer Eignungsprufung gemal Art. 48 LIbG oder an einem An-
passungslehrgang geman Art. 49 LIbG erfolgreich teilnimmt. Dies bedeutet,
dass der Antragsteller erst nach erfolgreichem Abschluss der von ihm ge-
wabhlten AusgleichsmalRnahme (Eignungsprifung oder Anpassungslehrgang)
die Qualifikation fur den Einstieg in der zweiten Qualifikationsebene der Fach-
laufbahn Gesundheit (fachlicher Schwerpunkt Hygienekontrolldienst) nach
Art. 6 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LIbG erwirbt. Die Geschaftsstelle hat den Antrag-
steller eingehend uber die AusgleichsmalRnahmen informiert und auch den
Kontakt zu der fur die Durchfuhrung, die Konzeption und damit auch den

konkreten Inhalt der gewéahlten Ausgleichsmalinahme zustandigen Stelle,
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dem Bayerischen Landesamt fir Gesundheit und Lebensmittelsicherheit, ver-

mittelt.

Daneben war die Geschéftsstelle des Landespersonalausschusses mehr-
fach mit Beratungen hinsichtlich der Anerkennung unterschiedlicher aus-
landischer Berufsqualifikationen befasst. So wandte sich u.a. eine Bewer-
berin aus Spanien an die Geschaftsstelle des Landespersonalausschusses,
die eine Berufsqualifikation als ,, Diplom-Chemikerin“ erworben hat, um sich
Uber die Moglichkeiten einer Anerkennung ihrer in ihrem Herkunftsstaat er-
worbenen Berufsqualifikation beraten zu lassen. Die Bewerberin war bereits
Uber drei Jahre als Tarifbeschaftigte entsprechend dem Niveau der vierten
Qualifikationsebene und entsprechend dem einschlagigen fachlichen
Schwerpunkt bei einem bayerischen Dienstherrn tatig. Im vorliegenden Sach-
verhalt hat die Geschéftsstelle des Landespersonalausschusses der zustan-
digen obersten Dienstbehtrde empfohlen, einen sonstigen Qualifikations-
erwerb geman Art. 38 ff. LIbG festzustellen. Insbesondere ist dieser grund-
satzlich auch auf Grundlage eines auslandischen Hochschulabschlusses, so-
weit die sonstigen Voraussetzungen der Art. 38 ff. LIbG gegeben sind, mdg-
lich (vgl. Kathke [Hrsg.], Dienstrecht in Bayern I, Art. 39 LIbG Rn. 11).

Anlasslich verschiedener Beratungsanfragen weist die Geschaftsstelle allge-
mein darauf hin, dass keine Zustandigkeit des Landespersonalausschusses
nach Art. 41 ff. LIbG gegeben ist, wenn eine Anerkennung von Abschlissen
begehrt wird, die als Voraussetzung fir die Einstellung in einen Vorberei-
tungsdienst in Bayern erforderlich sind. Grundvoraussetzung fir einen An-
trag auf Anerkennung einer im européischen Ausland erworbenen Berufs-
qualifikation geman Art. 41 ff. LIbG als Qualifikation ftr eine Fachlaufbahn
ist stets, dass der Antragsteller aufgrund dieser Ausbildung qualifiziert ist,
im Herkunftsstaat im Beamtenverhaltnis auf derjenigen Ebene einzusteigen,
die der Qualifikationsebene in Bayern entspricht, fir die eine Anerken-
nung beantragt wird (s. hierzu auch die Ausfiihrungen im Jahresbericht 2018,
S. 18). Im Ergebnis folgt daraus, dass eine Anerkennung nur insoweit erfol-
gen kann, als der Antragsteller sich fur den Beruf, fir den im Aufnahmestaat

(hier Deutschland) die Anerkennung begehrt wird, im Herkunftsmitgliedstaat
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bereits qualifiziert hat und fir ihn dort allein aufgrund der erworbenen Ab-
schliisse unmittelbar ein Zugang zu demselben Beruf ertffnet ist. Bei Ab-
schlissen, die im Aufnahmemitgliedstaat lediglich den Zugang zum Vorberei-

tungsdienst eroffnen, ist dies regelmaliig nicht der Fall.

Ferner setzt die Anwendbarkeit der Art. 41 ff. LIbG — entsprechend der Richt-
linie 2005/36/EG — voraus, dass die Anerkennung eines im Aufnahmemit-
gliedstaat , reglementierten Berufs” beantragt wird. Die Richtlinie versteht
darunter ,[...] eine berufliche Tatigkeit oder eine Gruppe beruflicher Tatigkei-
ten, bei der die Aufnahme oder Austbung oder eine der Arten der Austibung
direkt oder indirekt durch Rechts- und Verwaltungsvorschriften an den Besitz
bestimmter Berufsqualifikationen gebunden ist; [...]*. Der Vorbereitungs-
dienst selbst ist kein reglementierter Beruf in diesem Sinne. Vielmehr wird die
fur den Einstieg in die reglementierte Fachlaufbahn erforderliche Berufsqua-
lifikation erst mit dessen erfolgreichen Bestehen erworben.

SchlieR3lich wandten sich auch teilweise Personen an die Geschaftsstelle, die
ihre Berufsqualifikation nicht in einem Mitgliedstaat i.S.d. Art. 42 Abs. 2 LIbG
(Mitgliedstaat der Europaischen Union, Vertragsstaat des Abkommens tber
den Europaischen Wirtschaftsraum und die Schweiz) erworben hatten. In die-
sen Fallen verwies die Geschéftsstelle an andere Stellen, die Hilfestellung im

Rahmen der Anerkennung von ausléndischen Berufsqualifikationen bieten.

3.5 Qualifizierung von Fachlehrkraften fir Amter ab der vierten Qua-

lifikationsebene

Nachdem vom Kultusministerium mit KMS vom 2. September 2019 im staat-
lichen Bereich ab Februar 2020 die Mal3nahme zur Qualifizierung von Fach-
lehrkraften fur Amter ab der vierten Qualifikationsebenel® zum vierten Mal
gestartet worden war (und zwar vorrangig fur Bewerber aus gewerblich-tech-
nischen Fachrichtungen), wird gemafl dem KMS vom 10. Februar 2020 vom

Kultusministerium auch fur den kommunalen Bereich die Durchfihrung ei-

19 Allgemein zu dieser MaRnahme vgl. den Jahresbericht 2015, S. 22 ff.
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ner entsprechenden Sondermaflinahme fir kommunale Teilnehmer ab Feb-
ruar 2021 ermoglicht. Zudem kénnen kommunale Fachlehrkrafte auch an der
fur den staatlichen Bereich im Februar 2020 gestarteten Qualifizierungsmalf3-
nahme teilnehmen. Damit besteht fir staatliche und kommunale Fachlehr-
krafte an beruflichen Schulen und an Berufsschulen zur sonderpadago-
gischen Forderung erneut die Mdglichkeit, sich fiir Amter ab der vierten
Qualifikationsebene zu qualifizieren.

Die erfolgreichen Teilnehmer an der Qualifizierungsmalinahme erwerben
gemal Art. 22 Abs. 6 Bayerisches Lehrerbildungsgesetz (BayLBG) nach
den Bestimmungen fur andere Bewerber?® die Befahigung fir das Lehramt
an beruflichen Schulen durch Feststellung des Landespersonalausschus-

ses.?!

Zudem wurde das zwischen dem Kultusministerium und dem Landesperso-
nalausschuss abgestimmte Konzept (vgl. zuletzt das KMS vom 2. September
2019) fur Fachlehrer, die ihre Laufbahnbefahigung im Rahmen eines sons-
tigen Qualifikationserwerbs nach der ZLSFbAV?# bzw. § 29 QualVFL?* er-
worben haben und daher keinen Vorbereitungsdienst durchlaufen und nicht
an den Lehrveranstaltungen am Staatsinstitut, Abteilung 1V, in Ansbach teil-
genommen haben, vom Kultusministerium mit ausdrtcklicher Zustimmung
des Landespersonalausschusses hinsichtlich der universitaren Qualifizierung
gedndert, nachdem seit Februar 2020 beim Kultusministerium erstmals
Fachlehrer mit dieser Qualifikation an der Sondermaf3nahme teilnehmen. Die
bisher nur von diesem Personenkreis zuséatzlich abzulegende schriftliche
Prifung der Ersten Staatsprifung in Erziehungswissenschaften (Psy-
chologie) des Studiengangs Lehramt an Gymnasien (nach Erwerb von 10

20 Eine modulare Quialifizierung ist nicht méglich, da das Bayerische Lehrerbildungsgesetz
die modulare Qualifizierung nicht vorsieht und als vorgehende Spezialregelung zum Leis-
tungslaufbahngesetz auch dessen Art. 20 LIbG (,Modulare Qualifizierung®) verdrangt (s.
Konrad, Die modulare Qualifizierung, S. 11).

21 Dabei setzt der Qualifikationserwerb geman Art. 22 Abs. 6 BayLBG die Feststellung des
Vorliegens eines besonderen dienstlichen Interesses durch das Kultusministerium voraus,
und zwar auch im Falle von kommunalen Fachlehrkréften.

22 \Verordnung Uber die Zulassung zu den Laufbahnen der Studienrate und der Fachlehrer
an Berufsfachschulen, Fachschulen und Fachakademien bestimmter Ausbildungsrichtun-
gen.

23 Quialifikationsverordnung fiir Fachlehrerinnen und Fachlehrer verschiedener Ausbil-
dungsrichtungen an beruflichen Schulen und an Landesfeuerwehrschulen.
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Leistungspunkten aus der Psychologie an einer Universitat) wurde durch die
regularen, im Rahmen der Ausbildung zur Fachlehrerin bzw. zum Fach-
lehrer an beruflichen Schulen zu absolvierenden schriftlichen Prifungen
in Padagogik/Psychologie am Staatsinstitut in Ansbach ersetzt. Hinter-
grund fur diese Anderung war zum einen der nach der bisherigen Regelung
zu grol3e Mehraufwand fur die betroffenen Teilnehmer; es war eine erhebliche
Verlangerung der SondermalRnahme bei diesen Teilnehmern zu besorgen.
Zum anderen ist die Ausbildung am Staatsinstitut speziell auf die Bedurfnisse
an beruflichen Schulen ausgerichtet. Auch Fachlehrer mit Vorbereitungs-
dienst, die ihre Befahigung nach der ZAPOFIB?* (siehe jetzt: § 3 QualVFL)
erworben haben, haben ebenfalls keine universitare Ausbildung im Bereich
Psychologie zu absolvieren. Die schulpraktische Qualifizierung wie auch
die universitare Qualifizierung fir ein Unterrichtsfach blieben unveran-
dert.

Im Jahr 2020 stellte der Landespersonalausschuss fur neun kommunale
Fachlehrkrafte in Aussicht, die Befahigung fir das Lehramt an beruflichen
Schulen im Unterrichtsfach und im Berufsfeld nach erfolgreichem Durchlau-
fen der Malinahme festzustellen. Die friihzeitige Beantragung eines derarti-
gen Inaussichtstellungsbeschlusses sollte durch kommunale Dienstherren
stets erfolgen, insbesondere dann, wenn zweifelhaft sein sollte, ob die Teil-
nahme- und Zulassungsvoraussetzungen gemal dem zwischen dem Kultus-
ministerium und dem Landespersonalausschuss abgestimmten Konzept er-

fullt werden.

Ferner konnte der Landespersonalausschuss im Jahr 2020 fur zwei kommu-
nale Fachlehrkréafte nach erfolgreichem Abschluss der Qualifizierungsmalf3-
nahme gemal Art. 22 Abs. 6 BayLBG die Befahigung fir das Lehramt an

beruflichen Schulen im Unterrichtsfach und im Berufsfeld feststellen.

24 Zulassungs-, Ausbildungs- und Prifungsordnung fiir das Lehramt der Fachlehrer fir ge-
werblich-technische Berufe, der Fachlehrer fir Hauswirtschaft und der Fachlehrer fur
Schreibtechnik an beruflichen Schulen in Bayern.
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3.6  Modulare Qualifizierung

Zu den mal3geblichen Vorschriften fur die modulare Qualifizierung kann auf
den Jahresbericht 2013 (S. 28 f.) verwiesen werden.

Genehmigung von Verordnungen und Konzepten zur modularen Quali-

fizierung im Jahr 2020

Im Jahr 2020 wurden dem Landespersonalausschuss keine Verordnungen,
die Regelungen zur modularen Qualifizierung enthalten, zur Zustimmung ge-
malf3 Art. 67 Satz 1 Nr. 4, Satz 3 LIbG vorgelegt.

Auch im Jahr 2020 erfolgte jedoch die Genehmigung von Konzepten (Syste-
men) zur modularen Qualifizierung durch den Landespersonalausschuss ge-
maf3 Art. 20 Abs. 3 Satz 1 LIbG.

Im staatlichen Bereich genehmigte der Landespersonalausschuss im Be-

richtsjahr kein Konzept.

Im nichtstaatlichen Bereich wurden dem Landespersonalausschuss im
Jahr 2020 vier Regelkonzepte (Konzepte fir eine Vielzahl von Fallen) zur

Genehmigung vorgelegt:

o Konzept der Stadt Regensburg zur modularen Qualifizierung in der
Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt
technischer Uberwachungsdienst zum Schutz der Verbraucher
(Konzept-LMU);

o Anderung des Konzepts der modularen Qualifizierung fiir Beamtinnen
und Beamte der Stadt Nurnberg in der Fachlaufbahn Naturwissenschaft
und Technik, fachlicher Schwerpunkt feuerwehrtechnischer Dienst;

o Anderung des Konzepts der Stadt Regensburg zur modularen Qualifi-
zierung in der Fachlaufbahn Naturwissenschaft und Technik, fachlicher

Schwerpunkt feuerwehrtechnischer Dienst (Konzept-FwD);
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o Ubernahme des Konzepts des Bayerischen Staatsministeriums des In-
nern zur Durchfiihrung der modularen Qualifizierung mit Ubersicht 3 so-
wie Ergénzung des Konzepts um eine zusatzliche Regelung durch die
Stadt Wurzburg zur modularen Qualifizierung in der Fachlaufbahn Na-
turwissenschaft und Technik, fachlicher Schwerpunkt technischer Uber-

wachungsdienst zum Schutz der Verbraucher.

Im Weiteren hatte sich der Landespersonalausschuss im Jahr 2020 mit
sechs Einzelkonzepten zu befassen.

Vom Landespersonalausschuss jeweils gesondert gemafR Art. 20 Abs. 3
Satz 1 LIbG zu genehmigende Einzelkonzepte sind insbesondere erforder-
lich, wenn ein vom Beamten nachgewiesener Studienabschluss auf das Pri-
fungsmodul und die mundliche Prifung (sowie ggf. weitere oder alle sonsti-
gen Module) angerechnet werden soll, wenn in seltenen Fallen Uberhaupt
kein geeignetes Regelkonzept existiert oder wenn die modulare Qualifizie-
rung im Hinblick auf die jeweiligen Besonderheiten noch gezielter auf kon-
krete Dienstposten zugeschnitten werden soll.



33

Bei den im Jahr 2020 vom Landespersonalausschuss genehmigten Einzel-
konzepten ging es unter anderem um folgende Fragestellungen von allge-

meiner Bedeutung:

- Vollanrechnung eines Masterstudiengangs , Public Management”
Der Ausschuss hatte Uber die Anrechnung eines an der Hochschule fir
offentliche Verwaltung und Finanzen Ludwigsburg erfolgreich absolvierten
Masterstudiengangs ,Public Management* (Abschluss: Master of Arts
[M.A]) auf MaRnahmen der modularen Qualifizierung fur Amter ab der
BesGr A 14 in der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen, fachlicher
Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaften, zu entscheiden.

Nach dem vorgelegten Prifungszeugnis waren im Rahmen des berufsbe-
gleitenden Masterstudiengangs zehn Module absolviert worden (entspre-
chend insgesamt 90 ECTS-Punkten). Diese Module lassen sich verschie-
denen Fachern, insbesondere den Verwaltungswissenschaften, Wirt-
schaftswissenschaften, Rechtswissenschaften und Politikwissenschaften,
zuordnen. In der Gesamtschau erschien es in dem vom Landespersonal-
ausschuss zu entscheidenden Fall als noch vertretbar, den erfolgreich
abgeschlossenen Masterstudiengang auf sdmtliche an sich zu absolvie-
rende MaRnahmen und Leistungsnachweise der modularen Qualifizie-
rung fur Amter ab der BesGr A 14 in der Fachlaufbahn Verwaltung und
Finanzen, fachlicher Schwerpunkt Wirtschaftswissenschaften, anzu-
rechnen. Dabei wurde auch beriicksichtigt, dass wesentliche Teile des ab-
solvierten Aufbaustudiums jedenfalls auch den Wirtschaftswissenschaften
zugeordnet werden kénnen. Uberdies sind etwa rechtswissenschaftliche
Studieninhalte auch in wirtschaftswissenschaftlichen Studiengédngen — und
ebenso in verwaltungswissenschaftlichen Studiengangen — tbliche Inhalte
des Studiums. Auch nach Auffassung des Laufbahnrechtsgrundsatzrefe-
rats des Finanzministeriums kann eine Anrechnung eines Studiengangs

~Public Management®* auf die MalRnahmen der modularen Qualifizierung
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fur den fachlichen Schwerpunkt ,Wirtschaftswissenschaften“ im Rahmen

eines Einzelkonzepts in Betracht kommen.?®

Teilanrechnung eines Bachelorstudiengangs , Wirtschaftsrecht*®

Bei einem weiteren Einzelkonzept ging es um die Anrechnung eines an der
damaligen IUBH Internationalen Hochschule (jetzt: U Internationale Hoch-
schule) erfolgreich mit dem Grad ,Bachelor of Laws (LL.B.)* abgeschlos-
senen Studiengangs ,Wirtschaftsrecht* auf die MalRnahmen der modularen
Qualifizierung fur Amter ab der BesGr A 10 im fachlichen Schwerpunkt
nichttechnischer Verwaltungsdienst der Fachlaufbahn Verwaltung und Fi-
nanzen. Das Studienfach Wirtschaftsrecht wird in der Hochschulstatistik
des Statistischen Bundesamtes dem lbergeordneten Studienbereich
Rechtswissenschaften zugeordnet. Von seinen fachlichen Inhalten her
entspricht der Bachelorstudiengang Wirtschaftsrecht (LL.B.) mit seiner
wirtschaftsrechtlichen Ausrichtung jedoch keineswegs in vollem Umfang
einer entsprechenden Ausbildung im fachlichen Schwerpunkt nichttechni-
scher Verwaltungsdienst (oder in einem anderen fachlichen Schwerpunkt)
der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen; insbesondere hat natirlich
der fachliche Schwerpunkt nichttechnischer Verwaltungsdienst eine primar

verwaltungsmafige bzw. verwaltungsrechtliche Ausrichtung.

Eine Anrechnung auf sdmtliche Malinahmen der modularen Qualifizierung
(sog. Vollanrechnung) war daher nicht moéglich. Die Beamtin hatte im
Hinblick auf die Inhalte des Studiums Wirtschaftsrecht jedoch nur noch die
MalRnahmen 1 ,Grundkenntnisse® und 3a ,Fachkenntnisse — Rechts-
anwendung in der kommunalen Praxis® des Konzepts der Bayerischen
Verwaltungsschule (ModQ-BVS) zu besuchen, und zwar jeweils nur inso-

weit, als es um Allgemeines Verwaltungsrecht und Besonderes Ver-

25 Hiervon bleibt unberihrt, dass das Laufbahnrechtsgrundsatzreferat zu einem fritheren
Zeitpunkt die Auffassung vertreten hat, dass die Verwaltungswissenschaften nicht unter die
Anlage 1 (zu Art. 39 LIbG) zum Leistungslaufbahngesetz gefasst werden kdnnen. GeméaR
der Anlage 1 sind, was den Bereich der Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen anbelangt,
die fachlichen Schwerpunkte ,Wirtschaftswissenschaften” und ,Sozialwissenschaften” ein-
gerichtet.
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waltungsrecht geht; soweit Module in vollstandigem Umfang besucht wer-
den bzw. nur in vollstandigem Umfang besucht werden kdnnen, ist dies

naturlich unschadlich.

Nachdem im Rahmen des Bachelorstudiengangs Wirtschaftsrecht (LL.B.)
in erheblichem Umfang Prifungsleistungen auf dem Gebiet des Privat-
rechts erbracht wurden und dieses Rechtsgebiet auch wesentlicher Be-
standteil der Ausbildung im fachlichen Schwerpunkt nichttechnischer
Verwaltungsdienst ist, war die Ablegung einer mtindlichen Prifung im
Rahmen der modularen Qualifizierung nicht mehr erforderlich;26 im Ub-
rigen war hier die Bachelorarbeit sogar auf dem Gebiet des Beamten-
rechts, also im offentlichen Recht, verfasst worden. Sowohl die Malnahme
1 als auch die MalRBhahme 3 des Konzepts der Bayerischen Verwaltungs-
schule, die jeweils teilweise zu besuchen waren (s. oben), waren mit der

Bescheinigung der erfolgreichen Teilnahme abzuschliel3en.

- Teilanrechnung des Beschaftigtenlehrgangs I
Der Landespersonalausschuss war im Jahr 2020 erneut (siehe bereits Jah-
resbericht 2017, S. 31) mit einem Einzelkonzept befasst, bei dem ein bei
der Bayerischen Verwaltungsschule absolvierter Beschatftigtenlehrgang Il
(vormals: Angestelltenlehrgang 1) auf die MalRnahmen der modularen
Qualifizierung fir Amter ab der BesGr A 10 in der Fachlaufbahn Verwal-
tung und Finanzen, fachlicher Schwerpunkt nichttechnischer Verwaltungs-
dienst angerechnet wurde. Wie bereits im Jahresbericht 2017 dargestellt,
ist der Beschaftigtenlehrgang Il nicht geeignet, auf samtliche MaRnahmen
der modularen Qualifizierung einschliel3lich das Prufungsmodul und die
mundliche Prufung angerechnet zu werden; dies ware nur bei einem — in

vollem Umfang einschlagigen — Bachelorstudiengang mdaglich.

Der Beamte hatte jedoch nur noch das Priufungsmodul (hier aus dem
Konzept der Bayerischen Verwaltungsschule [MaRnahme 3a ,Fachkennt-
nisse — Rechtsanwendung in der kommunalen Praxis“]) und die entspre-

chende mindliche Prifung zu absolvieren.

26 \/gl. auch bereits den Fall im Jahresbericht 2017, S. 30.
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Nachtragliches Einzelkonzept zur Anrechnung der zu frih und ohne
Eignungsvermerk in der periodischen Beurteilung abgeschlossenen

MalRnahmen

In einem weiteren Fall ging es um die Anrechnung der bereits in einem
Amt der BesGr A 8 und ohne Eignungsvermerk in der periodischen
Beurteilung abgeschlossenen modularen Qualifizierung fiir Amter ab der
BesGr A 10 nach dem Konzept der Bayerischen Verwaltungsschule
(ModQ-BVS).

Es war ubersehen worden, dass der betreffende Beamte sich zum Zeit-
punkt der Teilnahme am Priufungsmodul und der mindlichen Prifung noch
in einem Amt der BesGr A 8 befand und somit nicht Uber die Vorausset-
zung fur den Abschluss der modularen Qualifizierung verfligte, da die-
ser nach dem einschlagigen Konzept der Bayerischen Verwaltungsschule
erst in einem Amt der BesGr A 9 erfolgen darf (Nr. 3 Abs. 2 Satz 2 ModQ-
BVS). Ebenfalls wurde festgestellt, dass dem Beamten die Eignung fir die
modulare Qualifizierung unzuldssigerweise in einer Anlassbeurteilung —
statt wie in Art. 20 Abs. 4 LIbG vorgegeben in einer periodischen Be-

urteilung — zuerkannt worden war.

Der Landespersonalausschuss hat sich mehrfach im Ergebnis eindeutig
dafur ausgesprochen, dass das Prufungsmodul erst in den Besol-
dungsgruppen A 6, A 9 bzw. A 13 absolviert werden kann. Im Konzept
der Bayerischen Verwaltungsschule ist daher in Nr. 3 Abs. 2 Satz 2 aus-
dricklich geregelt, dass ein Abschluss der modularen Qualifizierung nicht
vor dem Erreichen eines Amtes der Besoldungsgruppe A 9 (bzw. A 13)
erfolgen darf. (Eine modulare Qualifizierung fiir Amter ab der BesGr A 7 ist
im Konzept der Bayerischen Verwaltungsschule nicht vorgesehen). Unter
dem Abschluss der modularen Qualifizierung wird auch hier das Absolvie-
ren des Prafungsmoduls sowie der mundlichen Prifung verstanden
(vgl. Nr. 3 Abs. 2 Satz 1 ModQ-BVS).
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Hintergrund fir die Haltung des Landespersonalausschusses ist, dass die
Malinahmen der modularen Qualifizierung gemal der eindeutigen gesetz-
lichen Vorgabe des Art. 20 Abs. 2 Satz 2 LIbG ,zeitlich und inhaltlich gezielt
auf die steigenden Anforderungen ab der nachsthéheren Qualifikationse-
bene” vorbereiten und sich gemaf Art. 20 Abs. 2 Satz 3 LIbG ,iber meh-
rere Amter erstrecken* sollen. Das neue Dienstrecht will mit der modularen
Quialifizierung ,Das richtige Wissen zum richtigen Zeitpunkt” (so ausdriick-
lich die amtliche Begrindung, Landtagsdrucksache 16/3200, S. 547) ver-

mitteln. Ein ‘Aufstieg auf Vorrat’ soll gerade nicht erméglicht werden.

Ebenfalls ist nach dem eindeutigen Wortlaut des Art. 20 Abs. 4 LIbG (,in
der periodischen Beurteilung“) die Vergabe einer positiven Eignungs-
feststellung fur die modulare Qualifizierung in einer Anlassbeurteilung
ausgeschlossen. Die Feststellung in einer periodischen Beurteilung, bei
der alle Beamten ohne konkreten Anlass verglichen werden, erscheint be-
sonders aussagekraftig und besonders geeignet, die gebotene Gleichbe-

handlung aller Beamten sicherzustellen.

Die absolvierte modulare Qualifizierung hatte also gegen zwei wesentliche

rechtliche Vorgaben verstoRen und ist nicht rechtswirksam erfolgt.?’

In dem konkreten Fall erschien es jedoch vertretbar, dass die bereits be-
suchten und mit der Bescheinigung der erfolgreichen Teilnahme bzw. der
mundlichen Prufung abgeschlossenen Malinahmen auf samtliche an sich
nach dem Konzept der Bayerischen Verwaltungsschule im Rahmen der
modularen Qualifizierung fur die Fachlaufbahn Verwaltung und Finanzen,
fachlicher Schwerpunkt nichttechnischer Verwaltungsdienst, zu absolvie-
rende Module einschlieBlich der mundlichen Priufung angerechnet

wurden (Vollanrechnung).

27 \/gl. auch Kathke [Hrsg.], Dienstrecht in Bayern I, Art. 20 LIbG Rn. 32 m.w.N., wonach

vor dem Hintergrund der Bedeutung der Eignungsfeststellung fir die modulare Qualifizie-
rung die MalRnahmen der modularen Qualifizierung nur dann in rechtsverbindlicher Weise
besucht werden kénnen, wenn in der jeweils wirksamen periodischen Beurteilung eine posi-
tive Eignungsfeststellung getroffen wurde.
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Ein frGherer Abschluss der modularen Qualifizierung als im Spitzenamt
(hier BesGr A 9) ware auch mit keiner Verbesserung der Beforderungs-
maglichkeiten verbunden. Eine erfolgreich durchlaufene modulare Quali-
fizierung ermdglicht weder ein Uberspringen von Amtern entgegen Art. 17
Abs. 1 Satz 1 LIbG noch ein Abweichen von den Mindestbewéhrungszeiten
des Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 LIbG von zwei bzw. drei Jahren seit der
letzten Beforderung (vgl. Konrad, Die modulare Qualifizierung, S. 4); ferner
ist Art. 17 Abs. 6 Satz 2 LIbG zu beachten (zehnjahrige Gesamtdienstzeit).

Aufgrund der Vollanrechnung im Rahmen eines vom Landespersonalaus-
schuss zu genehmigenden Einzelkonzepts bedurfte es im Rahmen der
nochmaligen, nunmehr rechtswirksamen modularen Qualifizierung nicht
mehr der Absolvierung von Mal3hahmen sowie des Ablegens der mundli-

chen Prifung.
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4. Themen von allgemeiner Bedeutung im Bereich der Personalent-

wicklung
4.1 Coaching in der offentlichen Verwaltung

Coaching ist auch in der 6ffentlichen Verwaltung ein Instrument der Personal-
entwicklung. Seit November 2013 steht die bei der Geschéftsstelle des Lan-
despersonalausschusses eingerichtete Servicestelle Coaching als An-
sprechpartner zum Thema Coaching zur Verfiigung; im Rahmen des Ange-
bots von Coaching fir die obere Fiihrungsebene der bayerischen Staats-
verwaltung unterstitzt die Servicestelle Coaching die Personalstellen bei der
Auswahl der Coaches sowie den Vertragsabschlissen und unterhalt hierzu
einen Pool von Coaches, der fir Coaching-Maflinahmen eingesetzt werden
kann.?® Auch bei der Landeshauptstadt Miinchen wird Coaching angebo-

ten.

Fur den Landespersonalausschuss war es daher von besonderem Interesse,
als Herr Stefan Scholer, der hauptberuflich Leiter der Aus- und Fortbildungs-
abteilung der Landeshauptstadt Minchen und nebenberuflich selbst Coach
und Fachautor ist, Uber aktuelle Entwicklungen im Bereich des Coachings
und die Praxis bei der Landeshauptstadt Miinchen berichtete,?® zumal er sich
in diesem Zusammenhang auch mit dem Coaching-Konzept der Servicestelle

Coaching befasste.°

Folgende Aussagen von Herrn Scholer zum Thema Coaching in der 6ffent-

lichen Verwaltung erscheinen hier besonders wesentlich:

Beim Coaching handelt es sich um eine freiwillige und zeitlich begrenzte

Unterstitzung von Fuhrungskréaften im beruflichen Kontext, um neue

28 \/gl. den Jahresbericht 2013 des Landespersonalausschusses, S. 53 f.; s. auch bereits
den Jahresbericht 2012, S. 50 f. Vgl. ferner den Jahresbericht 2016, S. 46 f.

29 Aufgrund der Corona-Pandemie konnte Herr Scholer den Landespersonalausschuss
nicht personlich in einer Sitzung unterrichten; daher hielt er einen Videovortrag fur die Ge-
schéftsstelle des Landespersonalausschusses, die wiederum auf schriftichem Weg (Um-
laufverfahren) den Landespersonalausschuss als Gremium einbezog.

30 Das Coaching-Konzept der Geschaftsstelle ist nicht veréffentlicht; vgl. hierzu allgemein
den Jahresbericht 2012 des Landespersonalausschusses, S. 50 f.
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Verhaltensoptionen zu entwickeln.3! Coaching ist ein Begleitinstrument fir
Potenzialtrager der Verwaltung und ermoglicht arbeitsplatznahes Lernen.
Es kann helfen, um auch bei komplexen Fuhrungs- und Managementaufga-

ben geeignete Losungsstrategien entwickeln zu konnen.3?

Coaching-Anlasse konnen vor allem besondere Herausforderungen im Fuh-

rungsalltag, Fuhren in Krisensituationen oder Fiihren aus der Distanz sein.33

Bei der Auswahl geeigneter Coaches ist besondere Sorgfalt erforderlich,
zumal es sich bei dem Begriff ,Coach” um keine geschutzte Berufsbezeich-
nung handelt. Auch gibt es unterschiedliche Auffassungen von Coaching und
nur wenig Qualitatssicherung. Oftmals wird Coaching auch als Synonym fur
Training und Beratung genutzt. Insbesondere sollte darauf geachtet werden,
dass der Coach uber eine praxisorientierte Coaching-Ausbildung verfugt. Die
Auswahl sollte anhand eines transparenten Anforderungsprofils erfolgen.3*

Sehr wichtig ist es, dass der Coach dem Coachee keinesfalls konkrete L6-
sungsvarianten aufdrangen darf. Nach Meinung von Herrn Scholer geht

dies sogar so weit, dass nicht einmal eine mogliche Losungsvariante vom

81 Coaching ist auch ,systemisch”, wie Scholer betonte; denn erfolgreiches Verhalten ist
kontextgebunden und Coaching macht die in einem Kontext relevanten Wechselwirkungen,
Werte und Motive transparent.

32 Die Coaching-Definition gemaR dem Coaching-Konzept der Servicestelle Coaching ist
grundsétzlich vergleichbar mit der von Scholer, s. den Jahresbericht 2012 des Landesper-
sonalausschusses auf S. 50.

33 Nach dem Coaching-Konzept der Servicestelle Coaching kénnen Coaching-Anlasse sein:
Veranderungsprozesse (z.B. schwierige organisatorische Umstrukturierungen), Ubernahme
einer Fuhrungsfunktion, Selbst-/Zeitmanagement, Burnout-Prophylaxe, Konfliktlésung und
individuelle Problemstellungen. Diese Coaching-Anlasse sind also noch etwas detaillierter
gefasst, ohne dass im Ergebnis ein wesentlicher Unterschied zu der Auffassung von Scho-
ler besteht.

34 Scholer stellte in diesem Zusammenhang insbesondere die formalen Voraussetzungen
und die nachzuweisenden fachlichen und persénlichen Kompetenzen fiir ein Tatigwerden
als Coach bei der Landeshauptstadt Miinchen dar. So werden ein Mindestalter von 30 Jah-
ren, mindestens sieben Jahre Berufserfahrung und eine Ausbildung zum Coach im Min-
destumfang von 160 Stunden gefordert; der Coach muss auch tber ,Feldkompetenz"” fir
die offentliche Verwaltung und speziell die Landeshauptstadt verfiigen. Bei der Landes-
hauptstadt werden zur Auswahl der Coaches auch strukturierte Interviews und Rollenspiele
eingesetzt. Auch fur die Aufnahme in den Coaching-Pool des Freistaates Bayern missen
eine Reihe von Kriterien als Mindestanforderungen erfillt sein; es missen etwa ein Hoch-
schulabschluss, eine spezifische Ausbildung zum Coach und eine mindestens 3 bis 4-jah-
rige Erfahrung als Coach nachgewiesen werden sowie ein Grundverstandnis des 6ffentli-
chen Dienstes bzw. Verwaltungserfahrung vorhanden sein.



41

Coach vorgeschlagen werden soll; es sei wichtig, dass der Coachee die Ur-
sachen selbst analysiert und auch mogliche Losungen selbst entwickelt. Al-
lerdings wird, so Scholer, diese Auffassung nicht von allen geteilt. Es gibt also
durchaus Coaches, die dem Coachee mdogliche Lésungswege aufzeigen.

Diesen Ansatz halt Scholer jedoch fiir weniger wirksam.

Durch die Corona-Pandemie hat auch das Thema Online-Coaching eine be-
sondere Bedeutung gewonnen. Herr Scholer teilte hierzu mit, dass er in der
Tat erst seit der Corona-Pandemie Uber Erfahrungen mit dem Online-
Coaching berichten kénne: Die Durchfiihrung von Coaching-Sitzungen mit
Hilfe von Videosystemen kann sehr gut und ohne Qualitatseinbuf3en funk-
tionieren. Sehr wichtig ist bei dieser Art des Coachings die visuelle Riuck-
meldung durch das Videobild. Ohne eine Videoverbindung ist das
Coaching fur den Coach sehr anstrengend und fordernd. Allerdings haben
vor diesen Online-Coachings jeweils bereits personliche Treffen stattgefun-

den.

Auch fur Fachkrafte ohne Fuhrungsfunktion kbnne Coaching nach Auffas-
sung von Scholer durchaus gerechtfertigt sein.

Aufgrund der Verbreitung und Wichtigkeit von Teamarbeit stellt sich schliel3-
lich die Frage nach einem Gruppen- oder Teamcoaching. Jedoch kdnnten
dort individuelle Fragen nicht wie in einem ,klassischen* Coaching bespro-

chen werden und es handele sich dann eher um Teamentwicklung.

Was die Wirkung von Coaching anbelangt, halt Herr Scholer explizit fest,
dass Coaching wirksam und effektiv ist; die Wirkung von Coaching sei
heute ,wissenschaftlich gut ausgeleuchtet.3> Er betont als wesentlich fiir den
Coaching-Erfolg den Aufbau einer passenden personlichen Beziehung zwi-
schen Coach und Coachee und unterstreicht die Bedeutung der Qualitatssi-

cherung.

35 Scholer verweist hierzu insbesondere auf von Uwe Boning berichtete Ergebnisse der
Forschung.
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Aus seiner Sicht sind keine wesentlichen Veranderungen am Coaching-Kon-

zept der Servicestelle Coaching erforderlich.

Der Landespersonalausschuss hat letztlich ausdricklich festgestellt, dass
Coaching ein wichtiges und effektives Instrument insbesondere fur Fuh-
rungskrafte sein kann, gerade wenn diese vor besonderen Herausforde-
rungen stehen; auf die Auswahl geeigneter Coaches ist ein besonderes

Augenmerk zu richten.

4.2 Gesondertes wissenschaftlich fundiertes Auswahlverfahren fur
die Einstellung in den Vorbereitungsdienst

Im Berufsalltag ist neben der fachlichen Eignung auch die personliche Eig-
nung eines Beamten von gro3er Bedeutung. Die Prifung der persénlichen
Eignung eines Bewerbers istin Art. 22 Abs. 1 Satz 2 LIbG geregelt. Danach
kann das Vorliegen der personlichen Eignung fiir 6ffentliche Amter, insbeson-
dere soziale Kompetenz, Kommunikationskompetenz sowie Organisations-
kompetenz, nicht nur Gegenstand von Einstellungs-, Zwischen- und Qualifi-
kationsprifungen sein, sondern auch im Rahmen eines gesonderten wis-
senschaftlich fundierten Auswahlverfahrens, insbesondere eines Asses-

sment-Centers oder eines strukturierten Interviews, gepruft werden.

Ein solches gesondertes Auswahlverfahren bedarf nur dann keiner Genehmi-
gung, wenn es den Regelungen des Art. 22 Abs. 8 Satze 1 bis 7 LIbG in
vollem Umfang entspricht. Soweit jedoch eine oberste Dienstbehdrde von
den Vorgaben des Art. 22 Abs. 8 Séatze 1 bis 7 LIbG abweichende oder
diese ergdnzende Regelungen treffen will, ist hierfir gemaf Art. 22 Abs. 8
Satz 8 LIbG der Erlass einer Rechtsverordnung bzw. Satzung erforderlich,

die dem Landespersonalausschuss zur Zustimmung vorzulegen ist.
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Fur eine ausfuhrliche Darstellung darf auf die Ausfiihrungen im Jahresbericht
2015 (S. 48 ff.) und insbesondere auf die von der Geschéftsstelle des Lan-
despersonalausschusses erstellte Informationsbroschtire®, welche die

Handhabung in der Praxis erleichtern soll, verwiesen werden.

Dem Landespersonalausschuss wurden auch im Jahr 2020 Satzungen zur
Zustimmung vorgelegt, in denen von Art. 22 Abs. 8 Satze 1 bis 7 LIbG abwei-
chende oder erganzende Regelungen getroffen werden. Dabei hat der Lan-
despersonalausschuss einer Auswahlverfahrenssatzung (einer kreisfreien
Stadt) zugestimmt, welche eine Reihe von abweichenden Regelungen ent-
halt, fir die sich auch schon andere Dienstherren entschieden haben:

e In Abweichung von Art. 22 Abs. 8 Satz 4 LIbG kénnen als Mitglieder der
Auswahlkommission auch Mitglieder der Personalvertretung einge-
setzt werden, die nicht mindestens dem von den Bewerbern angestreb-
ten Eingangsamt angehd6ren und auch nicht Gber eine dem angestrebten
Eingangsamt entsprechende Qualifikation verfiigen, soweit mindestens
die Halfte der Kommissionsmitglieder Uber eine dem angestrebten Ein-
gangsamt entsprechende Qualifikation verfugt.

e Abweichend von Art. 22 Abs. 8 Satz 2 LIbG wird das Auswahlverfahren
nicht durch die fur die Ernennung nach Art. 2 Abs. 1 LIbG zustandige Stelle
durchgefiihrt, sondern durch den im Geschéftsverteilungsplan dazu be-
stimmten Fachbereich.

e Anders als in Art. 22 Abs. 8 Satz 5 LIbG geregelt wird das Anforderungs-
profil nicht durch die oberste Dienstbehdrde festgesetzt, sondern durch
den im Geschaftsverteilungsplan dazu bestimmten Fachbereich.

e Wahrend nach Art. 22 Abs. 8 Satz 6 LIbG als Ergebnis des gesonderten
Auswahlverfahrens nur ,geeignet* oder ,nicht geeignet* vorgesehen ist,

wird das Ergebnis mit einer Note bewertet. Dabei wird die gleiche No-

36 Die Broschire ist an die Dienstherren gerichtet und im Behérdennetz auf der Seite des
Bayerischen Landespersonalausschusses (unter: Landespersonalausschuss/Infothek) ab-
rufbar. Gedruckte Exemplare halt die Geschéftsstelle des Landespersonalausschusses be-
reit.
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tenskala verwendet wie im besonderen Auswahlverfahren des Landesper-
sonalausschusses nach Art. 22 Abs. 7 LIbG. Zur Differenzierung kdnnen
auch halbe Notenstufen vergeben werden. Die Mindestbestehensnote flr
das gesonderte Auswahlverfahren ist ,4,0.3” Die Note aus dem besonde-
ren Auswahlverfahren des Landespersonalausschusses zur Prufung der
fachlichen Eignung und die Note aus dem gesonderten Auswahlverfah-
ren der Stadt zur Prifung der persodnlichen Eignung werden gleich ge-
wichtet und zu einer Gesamtnote zusammengefihrt. Die Einstellung er-

folgt in der Rangfolge, die sich aus dieser Gesamtnote ergibt.

Das gesonderte Auswahlverfahren zur Prifung der persdnlichen Eig-
nung — sei es gemal dem gesetzlichen Regelmodell nach Art. 22 Abs. 8
Séatze 1 bis 7 LIbG, sei es gemalR einer Rechtsverordnung oder Satzung mit
Zustimmung des Landespersonalausschusses gemanR Art. 22 Abs. 8 Satz 8
LIbG — stellt eine gute Ergédnzung dar zum besonderen Auswahlverfahren
des Landespersonalausschusses, das die fachliche Eignung eines Bewer-

bers prift.

7 Vereinzelt wurde auch schon als Mindestbestehensnote ,3,50" oder ,3,49" festgelegt; vgl.
auch § 11 Abs. 1 der Auswahlverfahrensverordnung-AM — AuswV-AM — des Bayerischen
Staatsministeriums fur Familie, Arbeit und Soziales vom 14. September 2011 (GVBI.

S. 498), zuletzt geandert durch Verordnung vom 26. Méarz 2019 (GVBI. S. 98).
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5. Prifungsangelegenheiten

Der Landespersonalausschuss hat gemal3 Art. 115 Abs. 1 Nr. 3 BayBG die
Aufgabe, die Aufsicht tber die Prifungen zu fuhren. Dies bezieht sich ins-
besondere auf die beamtenrechtlichen Prifungen im Sinne des Art. 22 Abs. 1
Satz 1 LIbG, d.h. Einstellungs-, Zwischen- und Qualifikationsprifungen. Im
Rahmen der allgemeinen Prufungsaufsicht soll berwacht werden, dass die
Prifungen insbesondere auch in formeller Hinsicht ordnungsgemarf durchge-
fuhrt werden (Weil3/Niedermaier/Summer/Zangl, Beamtenrecht in Bayern,
Art. 115 BayBG Rn. 23).

Verlust von 16 Prufungsarbeiten

Die Geschéftsstelle des Landespersonalausschusses hat durch Pressebe-
richte davon Kenntnis erlangt, dass bei der Durchfiihrung der Ersten Staats-
prafung fur ein Lehramt an 6ffentlichen Schulen im Prifungstermin
Frihjahr 2020 mehrere Prifungsarbeiten auf dem Weg zum Erstkorrektor

verloren gegangen sind.

Wie das Bayerische Staatsministerium fir Unterricht und Kultus dem Landes-
personalausschuss hierzu auf Anfrage mitteilte, sei insgesamt der Verlust
von sechzehn Prifungsarbeiten aus unterschiedlichen Prifungsfachern

festzustellen.

Eine Klausur im Fach Sport sei auf dem Postweg zum Erstkorrektor verloren
gegangen. Zunachst sei der Au3enstelle des Prifungsamts durch die Post
mitgeteilt worden, dass die Sendung an der Zieladresse angekommen sei,
wobei Uhrzeit und Empfanger nicht genannt werden konnten. Ein weiterer
Nachforschungsauftrag der Aul3enstelle des Prufungsamtes bei der Post
wurde eingeleitet. Auch an der Zieluniversitat wurde eine intensive Suche in
die Wege geleitet (Suche bei der Poststelle und durch die Beschéftigten der
Poststelle, Rundmail an alle Beschaftigten). Der Nachforschungsauftrag bei
der Post ergab schliel3lich, dass eine erfolgreiche Zustellung durch die Post

nicht nachgewiesen werden konnte.
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Des Weiteren sei ein Korrekturpaket mit acht Klausuren im Fach Deutsch
innerhalb der Zieluniversitat auf dem Weg zum Prifer verloren gegangen. Der
Posteingang (Einschreiben) an der Zieluniversitat sei nachgewiesen, das Pa-
ket kam jedoch nicht beim Prufer an. Es sei zu beflirchten, dass das Paket in
einem falschen Biro abgelegt wurde und aufgrund der coronabedingten
Homeoffice-Téatigkeit vieler Dozenten und Dozentinnen sowie des Universi-
tatspersonals nicht aufgefallen ist. An der Zieluniversitat wurden intensive
Nachforschungen in die Wege geleitet (Suche bei der Poststelle und durch
die Beschaftigten der Poststelle, Rundmail an alle Beschéftigten), die Klau-
suren konnten jedoch nicht aufgefunden werden. Die Universitat wurde auf-
gefordert, die Suche nach dem verschwundenen Korrekturpaket fortzuset-

zen.

Dartber hinaus seien sieben Klausuren im Fach Erziehungswissenschaf-
ten verloren gegangen. Die Prufungsarbeiten seien bei der AuR3enstelle des
Prifungsamts an der Universitat nicht im Verwaltungssystem fir die Erste
Staatsprifung erfasst worden, weshalb das Prufungsamt im Staatsministe-
rium davon ausgegangen sei, dass die betreffenden sieben Personen nicht
zur Prifung angetreten waren. Die Abweichungen von der Gesamtzahl der
zu erwartenden Klausuren ergaben aufgrund der groRen Teilnehmerzahl im
Prifungstermin Frihjahr 2020 an dem betreffenden Prifungsort und des er-
warteten Fernbleibens von der Prifung keine Auffalligkeit. Generell sei es
Aufgabe der AulRenstelle des Prifungsamts, der Abwesenheit von Kandida-
ten und Kandidatinnen nachzugehen, was hier aber aufgrund der ebenfalls
verloren gegangenen Aufsichtsdokumente nicht geschehen sei. Der Verlust
sei daher erst bei den zentralen Abschlusskontrollen zum Prifungstermin
Frihjahr 2020 im Prifungsamt im Staatsministerium aufgefallen. Die einge-
leiteten Recherchen hatten ergeben, dass die sieben Prifungsarbeiten alle in
einem Raum gefertigt wurden. Es seien also offensichtlich alle Dokumente
(Prufungsarbeiten und Aufsichtsdokumente) aus einem Prifungsraum verlo-
ren gegangen. Die zustandige Aul3enstelle des Priifungsamts habe umge-
hend nach der ersten Vermutung des Verlusts die Suche eingeleitet und um-
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fangreiche Bemuhungen unternommen, leider ohne Erfolg. Das Staatsminis-
terium teilte mit, dass es vergleichbare Félle, in denen Klausuren nicht im

Verwaltungssystem erfasst wurden, bislang nicht gegeben hat.

Die intensive Suche nach den verschwundenen sechzehn Prifungsar-

beiten blieb in allen Fallen letztlich erfolglos.

Bei einem Verlust von Prifungsarbeiten vor Abschluss der Bewertung, wie
dies hier der Fall war, sind gemanR Weil3/Niedermaier/Summer/Zangl (Beam-
tenrecht in Bayern, Art. 22 LIbG Rn. 204) die betroffenen Prifungsteilneh-
mer aus prufungsrechtlicher Sicht so zu behandeln, als ob sie an der Pri-
fungsarbeit aus von ihnen nicht zu vertretenden Grinden nicht teilge-
nommen hatten; der fehlende Prifungsteil ist danach grundsétzlich nachzu-
holen. Eine fiktive Leistungsbewertung scheidet aus, da Gegenstand der
Bewertung nur tatsachlich erbrachte Leistungen sein kénnen (Niehues/
Fischer/Jeremias, Prifungsrecht, 7. Auflage 2018, Rn. 616 und Rn. 632; in
diesem Sinn auch der Bayerische Verwaltungsgerichtshof in seinem Be-
schluss vom 28. Februar 1984, Az. 7 B 82 A/2896, NVwZ 1985 S. 598).

Dementsprechend wurde den betroffenen Priufungsteilnehmerinnen und
Prufungsteilnehmern vom Staatsministerium mitgeteilt, dass die betref-
fende Einzelprufung zur vollstandigen Ablegung der Ersten Staatsprufung
erneut abzulegen sei. Nach den zum Prufungstermin Frihjahr 2020 gelten-
den Vorgaben der Lehramtspriifungsordnung | (§ 19 Abs. 3 LPO | a.F. [d.h.
bis zum 30. November 2020 geltende Fassung dieser Bestimmung]) war bei
einem Verlust von Priufungsarbeiten zwingend die Wiederholung der be-
troffenen Einzelprifung geboten. Dazu wurden die Prafungstermine Herbst
2020 und Frihjahr 2021 angeboten. Im Fall der verschwundenen Klausuren
im Fach Erziehungswissenschaften wurde aufgrund des aufRergewoéhnlich
spaten Bekanntwerdens des Vorfalls zum Zwecke der Vermeidung weiterer
Nachteile fur die Betroffenen zusatzlich ein gesonderter Ersatztermin zur Pri-

fungsablegung am 30. Oktober 2020 anberaumt.
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Zwischenzeitlich erfolgte eine Anderung der LPO | dahingehend, dass in
Fallen besonderer Harte auf Antrag die Wiederholung von Einzelprifun-
gen erlassen werden kann; es darf jedoch nicht mehr als ein Drittel der im
Rahmen der Ersten Staatsprifung abzulegenden Einzelprifungen erlassen
werden (s. jeweils 8 19 Abs. 3LPO I n.F., d.h. ab 1. Dezember 2020 geltende
Fassung dieser Regelung aufgrund der Anderungsverordnung vom 12. No-
vember 2020, GVBI. S. 629).

Wie das Staatsministerium versicherte, wurden in allen sechzehn Féllen Maf3-
nahmen ergriffen, damit den Betroffenen keine zeitliche Verzdgerung und
kein finanzieller Verlust in Bezug auf ihre weitere Ausbildung entstehen. Der
Verlust der Prufungsarbeiten hatte somit keine Auswirkungen auf die
Moglichkeit fur diese Prifungsteilnehmerinnen und Prifungsteilnehmer, den

Vorbereitungsdienst regular zu beginnen.

Wie das Staatsministerium mitteilte, wird aufgrund des erstmaligen Verlusts
von Klausuren vor der Erfassung nunmehr eine weitere Kontrollstufe im
Verwaltungssystem der Ersten Staatsprufung fur ein Lehramt an o6ffentli-
chen Schulen an den AufRenstellen des Prifungsamts eingefihrt, so dass
Ungereimtheiten und Fehler zukinftig unmittelbar erkannt werden und sich
Verluste somit ggf. vermeiden lassen, da sofort nach den Klausuren gesucht

werden kann.

Nach Auffassung des Landespersonalausschusses sind die dargestellte
Einflhrung einer weiteren Kontrollstufe im Verwaltungssystem der Ersten
Staatsprufung fur ein Lehramt an 6ffentlichen Schulen an den Auf3enstellen
des Prufungsamts und die Schaffung der Moglichkeit, nach Mal3gabe von
§ 19 Abs. 3 LPO I n.F. in Fallen besonderer Harte auf Antrag die Wiederho-
lung von Einzelpriufungen erlassen zu kdnnen, geeignete MalBnahmen, um
kunftig noch besser einen Verlust von Prifungsklausuren verhindern zu kén-
nen bzw. um fur die betroffenen Prifungsteilnehmer die Folgen eines Verlusts

moglichst abmildern zu kénnen.
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6. Nachwuchsgewinnung fur den 6ffentlichen Dienst

Nachwuchsgewinnung ist ein komplexer Prozess, zu dem alle an der Einstel-
lung beteiligten Stellen beitragen. Gutes Personal zu gewinnen erfordert — ge-
rade in Zeiten weiterhin riicklaufiger Schulabsolventenzahlen, eines hohen
Nachwuchsbedarfs und erheblicher Konkurrenz zur Privatwirtschaft — von al-
len Beteiligten besonderes Engagement, einen effektiven Einsatz der Res-
sourcen sowie ein hohes Mal an Vorausschau und Gespur fur die Belange

derjenigen, die fur eine Beschaftigung im 6ffentlichen Dienst infrage kommen.

Der Landespersonalausschuss hat im Rahmen der Nachwuchsgewinnung
den gesetzlichen Auftrag, die besonderen Auswahlverfahren fir den Einstieg
in der zweiten und dritten Qualifikationsebene im nichttechnischen Be-
reich der Leistungslaufbahn durchzufihren. Diese Auswahlverfahren dienen
dazu, die fachliche Eignung der Bewerberinnen und Bewerber (m/w/d)3®
festzustellen und in einer Rangliste darzustellen, bevor der weitere Ein-
stellungsprozess bei den staatlichen und nichtstaatlichen Einstellungsbehor-

den stattfindet.3®

Vor dem Hintergrund sich verandernder objektiver Rahmenbedingungen wie
auch sich wandelnder Anspriiche der Bewerberinnen und Bewerber entwi-
ckelt der Landespersonalausschuss die Auswahlverfahren standig be-
darfsgerecht weiter und leistet auch durch zielgerichtete Informations-
maflnahmen einen wichtigen Beitrag, um qualifizierte Bewerberinnen und
Bewerber fur den offentlichen Dienst zu gewinnen. Damit vor allem die be-
sonders erfolgreichen Teilnehmerinnen und Teilnehmer am Auswahlverfah-
ren den Offentlichen Dienst der Privatwirtschaft vorziehen, kommt es ent-
scheidend darauf an, dem kiinftigen Nachwuchs aufzuzeigen, welche vielfal-

tigen und wichtigen Aufgaben der 6ffentliche Dienst konkret zu bieten hat,

38 Die besonderen Auswahlverfahren stehen allen Personen offen, die die Voraussetzun-
gen erfillen, inshesondere ohne Bezug zu einer Zugehdrigkeit zu einem bestimmten Ge-
schlecht. Die weiteren Ausfiihrungen umfassen alle Geschlechter, selbst wenn ein aus-
drucklicher Hinweis fehlt (vgl. bereits oben Ful3note 1). Statistisch wurde bisher allein zwi-
schen weiblich und mannlich unterschieden.

39 Die besonderen Auswabhlverfahren sind in der Verordnung zur Regelung der besonderen
Auswabhlverfahren fur den Einstieg in der zweiten und dritten Qualifikationsebene im nicht-
technischen Bereich der Leistungslaufbahn (Auswahlverfahrensordnung — AVfV) vom

8. Februar 2000 (GVBI. S. 48) in der jeweils geltenden Fassung geregelt.
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sowie neben den beruflichen Perspektiven auch das gesicherte, moderne und
die sozialen Belange der Beschéftigten berticksichtigende Arbeitsumfeld of-
fensiv darzustellen. Gerade dabei kommt den Einstellungsbehoérden im Kon-
takt zu Burgern und speziell zu Interessenten fur eine Beschaftigung im 6f-

fentlichen Dienst eine maf3gebliche Rolle zu.

Die zentralen und transparenten Auswahlverfahren des Landespersonalaus-
schusses schaffen nicht zuletzt wegen ihres hohen Bekanntheitsgrads und
wegen der Mdglichkeit, sich mittels eines einfach gestalteten Online-Antrags
in wenigen Minuten fur eine Vielzahl von beruflichen Verwendungsmaoglich-
keiten per PC, Tablet oder auch Mobiltelefon zu bewerben, eine sehr gute
Ausgangslage, um auch gegeniber der Privatwirtschaft im Werben um ge-

eigneten Nachwuchs konkurrenzféahig zu sein.

6.1 Auswahlverfahren fur den Einstieg in der zweiten Qualifikations-
ebene im nichttechnischen Bereich (einschlie3lich allgemeiner

Vollzugsdienst bei den Justizvollzugsanstalten)

Fur die Einstellung in den Vorbereitungsdienst der zweiten Qualifikations-
ebene im nichttechnischen Bereich im Jahr 2020 ist das Gesamtergebnis des
im Jahr 2019 durchgefiihrten Auswahlverfahrens malRgebend. Das Gesamt-
ergebnis des Auswahlverfahrens errechnet sich aus der Note der Auswahl-
prifung und den Schulnoten in den Fachern Deutsch und Mathematik oder

Rechnungswesen.

Fur das Einstellungsjahr 2020 wurden 11.062 (Vorjahr: 12.394) Zulas-
sungsantrage gestellt. 142 Antrdge wurden von Seiten der Bewerberinnen

und Bewerber vor der Prifung zuriickgezogen bzw. mussten wegen Nichter-
fullung der Zulassungsvoraussetzungen abgelehnt werden. Zudem lagen
1.240 mehrfach gestellte Antrage vor, sodass letztlich 9.680 (Vorjahr: 10.902)
Bewerberinnen und Bewerber zur Auswahlprifung zugelassen werden konn-

ten.

Die Auswahlprifung fur das Einstellungsjahr 2020 wurde am 8. Juli 2019
durchgefihrt.
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An der Auswahlprifung haben 6.940 (Vorjahr: 7.860) Bewerberinnen und

Bewerber teilgenommen. Davon haben im Antrag 4.159 weiblich (59,93 %),
2.779 mannlich (40,04 %) und 2 divers (0,03 %) angegeben. Unter den Teil-
nehmerinnen und Teilnehmern waren 154 (2,22 %) Personen, die eine

Schwerbehinderung vermerkt haben.

220 Bewerberinnen und Bewerber haben nach der Prifung die einzubezie-
henden Schulnoten nicht nachgewiesen, sodass sie vom Auswahlverfahren
ausgeschlossen werden mussten. Von den verbliebenen 6.720 Prufungsteil-
nehmerinnen und -teilnehmern haben 229 (3,41 %) nicht bestanden, da ihre
Gesamtnote schlechter als 4,00 war. Mit Erfolg haben 6.491 Bewerberinnen
und Bewerber (Vorjahr: 7.280) das Auswahlverfahren abgeschlossen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Auswahlprifung kamen aus fol-

genden Regierungsbezirken:
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Bewerber
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Nachfolgende Schulabschliisse wurden von den Prifungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern angegeben. Die in der Auswahlpruifung erreichten Durch-

schnittsnoten sind jeweils in Klammern angegeben:

erfolgreicher Abschluss der o
Haupt- oder Mittelschule Qualifizierender Abschluss der
mit forderlicher Berufsausbildung Haupt- oder Mittelschule
66 (& 3,79) 385 (@ 3,55)

Mittlerer
Schulabschluss
4.803 (& 3,00)

auslandischer
Schulabschluss
55 (@ 3,77)

Hochschulreife
1.631(@2,14)

Durch die Einbeziehung des allgemeinen Vollzugsdienstes in das zentrale
Auswahlverfahren haben an der Prifung auch Bewerberinnen und Bewerber
mit erfolgreichem Abschluss der Haupt- oder Mittelschule und einer férderli-

chen Berufsausbildung teilgenommen.

Den staatlichen Dienststellen wurden 889 (Vorjahr: 910) Bewerberinnen
und Bewerber zur Einstellung zugewiesen. Diese Zahl ist nicht identisch
mit der Zahl der in Bayern eingestellten Verfahrensteilnehmerinnen und
-teilnehmer, da Zeitsoldatinnen und -soldaten auf Vorbehaltsstellen sowie
— aufgrund ressortspezifischer Besonderheiten — Bewerberinnen und Bewer-
ber fur den allgemeinen Vollzugsdienst und den Archiv- und Bibliotheks-
dienst und ferner Bewerberinnen und Bewerber fir nichtstaatliche Verwal-
tungen sowie Uber den gemeldeten Bedarf hinaus eingestellte Bewerberin-
nen und Bewerber der staatlichen Verwaltungen nicht von der Zuweisung

erfasst werden.
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Die Zuweisung von Bewerberinnen und Bewerbern erfolgte bis zur Platz-

ziffer 1.159 der Rangliste des Auswahlverfahrens und gliederte sich wie folgt

auf:

OBay. | NBay. | OPf. | OFr. | MFr. | UFr. | Schw. \t,’vaeﬁ’tem' gesamt
Steuerverwaltung 428 428
Staatsfinanzverwaltung 12 12 17 |9 15 |13 |17 95
Justizverwaltung® 104 31 |58 193
Justizvollzugsverwaltung 12 12
Allg. Innere Verwaltung 30 9 13 |8 17 |8 8 93
Polizeiverwaltung 2 3 5
Staatsbauverwaltung 5 1 3 1 1 11
Arbeits- und Sozialgerichte 13 1 1 4 1 20
ZBFS? 4 1 4 4 5 1 19
Umweltverwaltung 2 2 1 1 6
Hochschulverwaltung 3 1 3 7

175 |26 35 |55 |104 |27 |27 440 889

1 Im Bereich der Justizverwaltung werden die Bewerberinnen und Bewerber den drei bay-
erischen Oberlandesgerichtsbezirken Minchen (Oberbayern, Schwaben sowie Landge-
richtsbezirke Deggendorf, Landshut und Passau), Nurnberg (Mittelfranken, Oberpfalz so-
wie Amtsgerichtsbezirke Kelheim und Straubing) und Bamberg (Oberfranken und Unter-

franken) zugewiesen.

2 ZBFS = Zentrum Bayern Familie und Soziales

Zuweisung nach Geschlecht:

450 763 165
400
350
300
m mannlich mweiblich
250
139 54
200
150
100 46 49 48 45
20 84 14 56 146 127 .. .
&) ) O ) ) o O g N ) O
FHFFFHS e S
i X i N i Q‘,\ \’o) N O
I U N I S S P P
@ > @ ¢ W@ @ @ @ @ @
IS & > S P R
RPN N F @ \\4,‘2' & e © é\\)
% \J}"‘\ W ‘@\ & <° {b% o“b S
> X . n , (8)
\,‘.\

*) ZBFS = Zentrum Bayern Familie und Soziales
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Zuweisung nach dem Schulabschluss:

Quialifizierender

Abschluss der Haupt- | Mittlerer

oder Mittelschule Schulabschluss Hochschulreife
Steuerverwaltung 7 10,79% 224 | 25,20 % 192 (21,60 %
Staatsfinanzverwaltung 1 |10,11% 49 |551% 45 15,06 %
Justizverwaltung 1 10,11% 96 |10,80% 96 |10,80%
Justizvollzugsverwaltung 1 10,11% 6 0,67 % 5 0,56 %
Allg. Innere Verwaltung 36 |4,05% 57 6,41 %
Polizeiverwaltung 2 0,22 % 3 0,34 %
Staatsbauverwaltung 5 0,56 % 6 0,67 %
Arbeits- und Sozialgerichte 12 {1,35% 8 0,90 %
ZBFS ") 9  [1,01% 10 [1,12%
Umweltverwaltung 3 0,34 % 3 0,34 %
Hochschulverwaltung 2 0,22 % 5 0,56 %
gesamt 10 1,12 % 444 |49,95% ™ 430 (48,37 % ™

auslandischer

Schulabschluss
Steuerverwaltung 5 10,56 %
gesamt 5 10,56 %

*) ZBFS = Zentrum Bayern Familie und Soziales

**) rundungsbedingte Differenzen

Die Zahl der tatsachlich eingestellten Bewerberinnen und Bewerber liegt aus
den oben genannten Griinden erheblich Uber der Zahl der Zuweisungen.
Nach den Mitteilungen der einstellenden staatlichen Verwaltungen sowie der
Ausbildungsstellen der nichtstaatlichen Verwaltungen sind im Berichtsjahr
2020 aus dem Auswahlverfahren insgesamt 1.872 (Vorjahr: 1.569) Bewer-

berinnen und Bewerber in den Vorbereitungsdienst eingestellt worden.

Die staatlichen Verwaltungen (ohne allgemeiner Vollzugsdienst) haben
1.399 (Vorjahr: 1.100) und die nichtstaatlichen Dienstherren haben 272
(Vorjahr: 270) Bewerberinnen und Bewerber zu Sekretaranwarterinnen und
-anwartern ernannt, davon waren 1.007 weiblich und 664 mannlich. Im allge-
meinen Vollzugsdienst wurden 201 (Vorjahr: 199) Nachwuchskréfte einge-
stellt, davon waren 68 weiblich und 133 mannlich. Insgesamt konnten 64
schwerbehinderte Menschen (Vorjahr: 34) in den Vorbereitungsdienst

ubernommen werden.
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Die Platzziffern der Rangliste des Auswabhlverfahrens, bis zu der die Verwal-
tungen eingestellt haben, liegen regelméafiig tber den Platzziffern der Zuwei-
sungen, da die Einstellungsbehdrden Bewerberinnen und Bewerber haufig
Uber den gemeldeten Bedarf hinaus einstellen. Auch nimmt ein Teil der im
Auswahlverfahren erfolgreichen Bewerberinnen und Bewerber eine zugewie-
sene Stelle spater aus unterschiedlichen Griinden nicht an (wie z.B. bei Wahl
einer anderen Ausbildung oder einem Stellenangebot einer kommunalen
Wunschbehorde). Weiter kommt es vor, dass zunéchst zugewiesene Bewer-
berinnen und Bewerber aufgrund eines nachgelagerten Verfahrens zur Pri-
fung der Sozialkompetenz nach Art. 22 Abs. 1 Satz 2 Var. 2 LIbG (insbeson-
dere strukturiertes Interview, Assessment-Center) von der Einstellungsbe-
horde nicht berlcksichtigt werden. Vergleichsweise spezielle Anforderungen,
insbesondere im Hinblick auf zusatzliche soziale Kompetenzen und das Be-
stehen einer Sportprifung, werden an die Bewerberinnen und Bewerber flr
den allgemeinen Vollzugsdienst in den Justizvollzugsanstalten gestellt.
Dadurch kommt es haufiger zur Ablehnung von Bewerberinnen und Bewer-

bern und infolgedessen zu hoheren Einstellungsplatzziffern.

Aus diesen Grinden kdnnen die letzten Einstellungsplatzziffern in den einzel-
nen Verwaltungsbereichen sehr variieren. Ebenso spiegelt sich der tber-
durchschnittlich hohe Einstellungsbedarf der 6ffentlichen Verwaltung in Bay-
ern sowie die andauernd gute Wirtschaftslage bei den Einstellungsplatzziffern

wider.
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Die Entwicklung der Bewerberzahlen (Zulassungsantrage, Prufungsteilneh-
mer) und der gemeldeten Einstellungen seit 2002 wird in der nachstehenden
Grafik dargestellt:

zweite Qualifikationsebene
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Der Grafik ist zu entnehmen, dass die Zahl der Einstellungen im Jahr 2020
den Spitzenwert im langjahrigen Vergleich aus dem Vorjahr nochmals sehr
deutlich Ubertrifft.

Bei den Bewerberzahlen zeigt sich fur das Einstellungsjahr 2020 eine wei-
terhin ricklaufige Tendenz. Diese durfte mal3geblich auf sinkende Schulab-
solventenzahlen*® (ca. 12 % bei Absolventen mit mittlerer Reife seit 2015),
den hohen Personalbedarf in der Privatwirtschaft infolge einer Uber viele
Jahre hinweg boomenden Wirtschaft in Bayern, aber auch auf zunehmende
innerstaatliche Konkurrenz zurtickzufiihren sein. Insbesondere in Ballungs-
raumen zeigen sich durch stark steigende Mieten bei knappem Wohnungs-
angebot zusatzliche Herausforderungen bei der Nachwuchsgewinnung. Nach
wie vor tragt auch die Einfiuhrung einer Altersgrenze (18 bis 34 Jahre) fur

den Bereich des allgemeinen Vollzugsdienstes seit dem Jahr 2015 zum

40 Bayerisches Staatsministerium fiir Unterricht und Kultus: Regionalisierte Schiler- und
Absolventenprognose 2020.
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Ruckgang der Gesamtzahl von Priufungsteilnehmerinnen und -teilnehmern
bei. Insgesamt zeigt das Interesse an einer Ausbildung im 6ffentlichen Dienst
unter Berucksichtigung der bestehenden Rahmenbedingungen ein nach wie
vor positives Bild. Bei weiterhin hohen Einstellungszahlen und den nach der
vorgenannten Prognose voraussichtlich noch bis ins Einstellungsjahr 2023 zu
erwartenden, sinkenden Schulabsolventenzahlen bedarf es jedoch weiterhin
besonderer Anstrengungen bei der Nachwuchsgewinnung. Ob sich insbeson-
dere die Corona-Pandemie auf die Nachfrage nach Ausbildungsangeboten

des offentlichen Dienstes auswirken wird, bleibt abzuwarten.

6.2 Auswahlverfahren fur den Einstieg in der dritten Qualifikations-

ebene im nichttechnischen Bereich

Fur die Einstellung in den Vorbereitungsdienst der dritten Qualifikationsebene
im nichttechnischen Bereich der Leistungslaufbahn im Jahr 2020 sind das
Ergebnis der im Jahr 2019 durchgefthrten Auswahlprifung sowie die schuli-
schen Leistungen in den Fachern Deutsch, Mathematik und einer Fremdspra-

che ausschlaggebend.

Fur das Einstellungsjahr 2020 wurden 11.404 (Vorjahr: 11.700) Zulas-

sungsantrage gestellt. Von den eingegangenen Antragen wurden 188 vor

der Auswahlprifung von Seiten der Bewerberinnen und Bewerber zuriickge-
zogen bzw. wegen Nichterfillung der Zulassungsvoraussetzungen abge-
lehnt. AuRerdem lagen 917 mehrfach gestellte Antrdge vor, sodass insge-
samt 10.299 (Vorjahr: 10.620) Bewerberinnen und Bewerber zur Auswahlpri-
fung fur den Einstieg in der dritten Qualifikationsebene im nichttechnischen

Bereich zugelassen werden konnten.

Die Auswahlprufung fur das Einstellungsjahr 2020 fand am 7. Oktober 2019

statt.

An der Auswahlprifung haben 6.589 (Vorjahr 6.785) Bewerberinnen und

Bewerber teilgenommen. Davon haben im Antrag 3.608 weiblich (54,76 %)
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und 2.981 mannlich (45,24 %) angegeben. 66 (1,00 %) Teilnehmerinnen und
Teilnehmer haben eine Schwerbehinderung vermerkt.

Von den 6.589 Teilnehmerinnen und Teilnehmern am Auswahlverfahren fur
den Einstieg in der dritten Qualifikationsebene mussten 133 mangels Noten-
nachweises vom Verfahren ausgeschlossen werden. Von den restlichen
6.456 Teilnehmerinnen und Teilnehmern haben 71 (1,10 %; Vorjahr: 0,75 %)
das Verfahren nicht erfolgreich, also mit einer Gesamtnote schlechter als
4,00, abgeschlossen. 6.385 Bewerberinnen und Bewerber (Vorjahr: 6.618)
haben das Auswahlverfahren erfolgreich durchlaufen.

Die Teilnehmerinnen und Teilnehmer an der Auswahlprifung kamen aus fol-
genden Regierungsbezirken:
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Bewerber

Nachfolgende Schulabschlisse wurden von den Prifungsteilnehmerinnen
und -teilnehmern angegeben. Die in der Auswahlprufung erreichten Durch-

schnittsnoten sind jeweils in Klammern ausgewiesen:
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Auslandischer

Allgemeiner Hochschulzugang Bildungsabschluss

fur beruflich Qualifizierte

Allgemeine 196 (@ 3,01) 46(93,42) Fax:lh:;':h;c:ullrleife
Hochschulreife S34(@3,11) Fachgebundene
4.595 (@ 2,68) Hochschulreife

218 (@ 3,10)

Den staatlichen Dienststellen wurden 727 (Vorjahr: 804) Bewerberinnen
und Bewerber zur Einstellung zugewiesen. Diese Zahl ist nicht identisch
mit der Zahl der in Bayern eingestellten Verfahrensteilnenmerinnen und
-teilnehmer, da Zeitsoldatinnen und -soldaten auf Vorbehaltsstellen sowie
— aufgrund ressortspezifischer Besonderheiten — Bewerberinnen und Bewer-
ber fur den Archiv-, Bibliotheks- und den Polizeivollzugsdienst und ferner
Bewerberinnen und Bewerber fir nichtstaatliche Verwaltungen sowie tber
den gemeldeten Bedarf hinaus eingestellte Bewerberinnen und Bewerber
der staatlichen Verwaltungen nicht von der Zuweisung erfasst werden.
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Die Zuweisung von Bewerberinnen und Bewerbern erfolgte bis zur Platz-

ziffer 1.144 der Rangliste des Auswahlverfahrens und gliederte sich wie folgt

auf:
bayern-
OBay. | NBay. | OPf. | OFr. | MFr. | UFr. | Schw. weit gesamt

Steuerverwaltung 365 365
Staatsfinanzverwaltung 7 3 10 |1 6 7 9 43
Justizverwaltung® 36 20 |16 72
Allg. Innere Verwaltung 51 13 10 (13 |14 |7 15 123
Polizeiverwaltung 11 3 3 3 2 1 23
Staatsbauverwaltung 4 1 1 2 2 1 11
Arbeitsgerichte 2 1 2 1 6
Sozialgerichte und ZBFS? 8 5 3 2 2 20
Dt. Rentenversicherung 16 8 14 38
Landwirtschaftsverwaltung 1 2 3
Forstverwaltung 1 2 1 2 1 7
Umweltverwaltung 1 1 1 3
Hochschulverwaltung 7 1 1 2 1 1 13
gesamt 128 25 31 |59 (49 |27 |43 365 727

1 Im Bereich der Justizverwaltung werden die Bewerberinnen und Bewerber den drei bay-
erischen Oberlandesgerichtsbezirken Minchen (Oberbayern, Schwaben sowie Landge-
richtsbezirke Deggendorf, Landshut und Passau), Nurnberg (Mittelfranken, Oberpfalz so-
wie Amtsgerichtsbezirke Kelheim und Straubing) und Bamberg (Oberfranken und Unter-

franken) zugewiesen.

2 ZBFS = Zentrum Bayern Familie und Soziales
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Zuweisung nach Geschlecht:

400
202 163
350
300
250 mmannlich mweiblich
200
150 7548
100
50 22 I
22 21 299
50 I
149 16 4
56 51 25 85
0 - e om M2z g
e ®
o @\\ R 0 N N (\0 & Q0 \Q NN NN S
A N U T Y & & & & &
e & & & 3 & K KA S
& & & P N o & 8 & NN
B QQ Qa} G\Q' 6\\1, cg‘b Q @ & %_Q. Qé &2 X
G}' "&é\\ S (\Q < ‘@_& ) Q‘d’:\\ g_,c""\ \)& OC‘;Q%
. @ ;
gv )
=) Y

*) ZBFS = Zentrum Bayern Familie und Soziales

Zuweisung nach dem Schulabschluss (weitere Abschliisse siehe nachste
Seite):

Fach- Fachgebundene | Allgemeine

hochschulreife Hochschulreife Hochschulreife
Steuerverwaltung 50 6,88 % 11 151 % 288 39,61 %
Staatsfinanzverwaltung 5 0,69 % 37 5,09 %
Justizverwaltung 6 0,83 % 1 0,14 % 65 8,94 %
Allg. Innere Verwaltung 14 1,93 % 108 14,86 %
Polizeiverwaltung 1 0,14 % 21 2,89 %
Staatsbauverwaltung 10 1,38 %
Arbeitsgerichte 1 0,14 % 5 0,69 %
Sozialgerichte und ZBFS 1 0,14 % 18 2,48 %
Dt. Rentenversicherung 3 0,41 % 33 4,54 %
Landwirtschaftsverwaltung 3 0,41 %
Forstverwaltung 1 0,14 % 6 0,83 %
Umweltverwaltung 3 0,41 %
Hochschulverwaltung 13 1,79 %
gesamt 81 ([11,14%™ |13 1,79 % 610 83,90 % ™

") Zentrum Bayern Familie und Soziales

™ rundungsbedingte Differenzen
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Hochschulzugang
auslandischer Uber berufliche Fortbil-
Schulabschluss | dungsprufungen

Steuerverwaltung 1 0,14 % 15 2,06 %
Staatsfinanzverwaltung 0,14 %

1
Allg. Innere Verwaltung 1 0,14 %
Polizeiverwaltung 1 0,14 %
Staatsbauverwaltung 1 0,14 %
Sozialgerichte und ZBFS 1 0,14 %
Dt. Rentenversicherung 2 0,28 %
gesamt 1 0,14 % 22 3,03% ™

") Zentrum Bayern Familie und Soziales

" rundungsbedingte Differenzen

Die Zahl der tatsachlich eingestellten Bewerberinnen und Bewerber liegt aus
den oben genannten Griinden erheblich Uber der Zahl der Zuweisungen.
Nach den Mitteilungen der einstellenden staatlichen Verwaltungen sowie der
Ausbildungsstellen der nichtstaatlichen Verwaltungen sind im Berichtsjahr
2020 aus dem Auswahlverfahren insgesamt 1.618 (Vorjahr: 1.520) Inspek-

toranwéarterinnen und -anwarter in den Vorbereitungsdienst eingestellt

worden. Davon haben die staatlichen Verwaltungen 1.196 (Vorjahr: 1.096)
und die nichtstaatlichen Dienstherren 422 (Vorjahr: 424) Nachwuchskrafte
eingestellt, von denen 887 weiblich und 731 mannlich waren. Insgesamt
konnten 22 (Vorjahr: 22) schwerbehinderte Menschen in den Vorberei-

tungsdienst tbernommen werden.
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Die Entwicklung der Bewerberzahlen (Zulassungsantrage, Prufungsteilneh-
mer) und der gemeldeten Einstellungen seit 2002 wird in der nachstehenden
Grafik dargestellt:

dritte Qualifikationsebene
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In der dritten Qualifikationsebene lagen die Einstellungszahlen im Einstel-
lungsjahr 2020 erneut auf einem hohen Niveau.

Trotz eines Riickgangs der Bewerberzahlen liegen diese — ohne Berticksich-
tigung des doppelten Abiturjahrgangs 2011 — auf dem vierth6chsten Stand im
langjahrigen Vergleich. Das unterstreicht, auch bei einer fortbestehend guten
Arbeitsmarktlage, ein nach wie vor sehr hohes Interesse an den dualen Stu-
dienplatzen im offentlichen Dienst. Jedoch erfordert der wachsende Konkur-
renzkampf um Nachwuchskrafte bei sinkenden Schulabsolventenzahlen
auch in den kommenden Jahren deutlich verstarkte Anstrengungen beim
Werben um die bayerischen Beamten der Zukunft. Abzuwarten bleibt, wie
sich die Folgen der Corona-Pandemie auf die Nachfrage nach den dualen

Studienplatzen der offentlichen Verwaltung Bayerns auswirken werden.
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6.3 Mitwirkung von Bediensteten bei der Durchfihrung der Auswabhl-

prufungen

Die Auswahlprifungen fur den Einstieg in der zweiten und dritten Qualifikati-
onsebene wurden bayernweit in 143 bzw. 125 Prifungslokalen einheitlich und
zeitgleich durchgefiihrt. Hierbei sind rund 1.000 Bedienstete staatlicher und
kommunaler Verwaltungen im Rahmen der Prufungen fir die Geschéftsstelle
tatig geworden. Etwa 130 weitere Bedienstete trugen als Aufgabenersteller
und Korrektoren zum reibungslosen Gelingen der Auswahlverfahren bei. Der
Landespersonalausschuss ist diesen Bediensteten fur ihren engagierten Ein-

satz sehr zu Dank verpflichtet.

6.4 InformationsmalRnahmen

Die Geschaftsstelle des Landespersonalausschusses trug im Berichtsjahr
2020 dem weiterhin Gberdurchschnittlich hohen Nachwuchsbedarf und der
Konkurrenz aus der Privatwirtschaft im Umfeld einer grassierenden Corona-
Pandemie in besonderem Mal3e Rechnung. So wurde die Auflage des Infor-
mationsmaterials zu den Auswahlverfahren deutlich gesteigert und die viel-
faltigen beruflichen Mdglichkeiten in der 6ffentlichen Verwaltung in Bayern
wurden in zielgerichteten Informationsmal3inahmen und Veranstaltungen
prasentiert. Allerdings bestand Corona-bedingt nur bis Ende Februar die
Maoglichkeit, auf Ausbildungs- und Studienmessen vor Ort zu beraten und
Interessenten personlich anzusprechen. Der Wegfall der Prasenzveranstal-
tungen konnte durch die Teilnahme an virtuellen Ausbildungs- und Studien-
veranstaltungen nur wenig ausgeglichen werden, da nicht zuletzt aufgrund
einer in Corona-Zeiten verminderten Fokussierung der Schulerinnen und
Schiler auf ihre beruflichen Perspektiven wesentlich geringere Teilnehmer-

zahlen zu verzeichnen waren.

Auch im Jahr 2020 wurden bayernweit Schulen direkt angeschrieben und
gebeten, ihre Schilerinnen und Schiler Gber das Auswahlverfahren und die
sich daraus ergebenden beruflichen Mdglichkeiten im 6ffentlichen Dienst zu
informieren. Dabei wurde eigens ein Poster mit Informationen zum Auswahl-

verfahren fir den Aushang in der Schule zur Verfiigung gestellt und auf die
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bedarfsgerechten Entfaltungsmdglichkeiten im 6ffentlichen Dienst fir schwer-

behinderte Menschen besonders hingewiesen.

Nicht zuletzt aufgrund der bewéhrten Unterstitzung durch die kommunalen
Spitzenverbande konnte die Geschaftsstelle zum wiederholten Male eine Re-
kordnachfrage nach ihrem umfangreichen Informationsmaterial verzeich-
nen, das insbesondere den einstellenden Dienstherren, der Bundesagentur
fur Arbeit und den Schulen zur Verfiigung gestellt wurde. Faltblatter fir die
zweite und dritte Qualifikationsebene geben den Interessenten erste wichtige
Informationen zu den Auswahlverfahren. Umfangreichere Broschiren zu bei-
den Qualifikationsebenen vermitteln einen schnellen Einblick in die Berufsfel-
der im o6ffentlichen Dienst und kénnen auch von der Internetseite des Bayeri-

schen Landespersonalausschusses unter www.lpa.bayern.de heruntergela-

den werden, wo Interessierte weitere, umfassende Informationen zu den Aus-

wahlverfahren finden.

Uber den Beginn und das Ende der Anmeldezeitraume fiir die Auswahlver-

fahren wurde die Presse jeweils zeitnah informiert.


http://www.lpa.bayern.de/
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Anlage 1
Aufstellung

der beim Landespersonalausschuss

zu beantragenden PersonalmaBnahmen#

Es wird darum gebeten, das vom LPA bereitgestellte Antragsformblatt zu
verwenden und die aktualisierten Hinweise zum Ausfiillen zu beachten.#?
1. nach den Bestimmungen des Bayerischen Beamtengesetzes
(BayBG)
nachtragliche Zustimmung zu einer ohne Mitwirkung des Landesperso-
nalausschusses ausgesprochenen Ernennung (Art. 14 Abs. 3 Satz 3
BayBG i.d.F. bis zum 31. Marz 2009)*3
Zustimmung zur Ubernahme in das Beamtenverhaltnis nach Vollendung
des 45. Lebensjahres im nichtstaatlichen Bereich (Art. 23 Abs. 1 Satz 2
Halbsatz 2 Alt. 2 BayBG)
Mitwirkung bei der Zulassung von Ausnahmen bei der Ubertragung von
Amtern mit leitender Funktion im Beamtenverhaltnis auf Zeit (Art. 45
Abs. 5 Satz 2 Halbsatz 2 BayBG)

Anerkennung einer Prufung (Art. 115 Abs. 1 Nr. 4 BayBG)

2.  nach den Bestimmungen des Leistungslaufbahngesetzes (LIbG)
Probezeit

erweiterte Anrechnung von Zeiten, die in einem dem Bayerischen Hoch-
schulpersonalgesetz unterliegenden Beamtenverhaltnis auf Widerruf

41 Eine Antragstellung ist entbehrlich, wenn der Landespersonalausschuss insoweit bereits
eine allgemeine Regelung beschlossen hat. Die aktuelle Fassung der Allgemeinen Rege-
lungen des Landespersonalausschusses im Bereich des Laufbahn- und Prifungsrechts
(ARLPA) kann im Bayerischen Behordennetz unter
www.landespersonalausschuss.bybn.de oder www.lpa.bybn.de bzw. im Internet in der Da-
tenbank BAYERN.RECHT unter www.gesetze-bayern.de abgerufen werden; aktueller
Stand: Bekanntmachung des Bayerischen Landespersonalausschusses vom 9. Dezember
2010 (FMBI. 2011 S. 4), zuletzt gedndert durch Bekanntmachung vom 20. November 2020
(BayMBI. Nr. 694).

42 Das Antragsformblatt und die Hinweise zum Ausfiillen kénnen auf der Seite des Landes-
personalausschusses im Bayerischen Behérdennetz unter www.lpa.bybn.de/lpa/antrag und
im Internet unter www.lpa.bayern.de/lpa/antrag abgerufen werden.

43 Vor dem Inkrafttreten des Beamtenstatusgesetzes mit Wirkung vom 1. April 2009 waren
Ernennungen, die ohne die durch Gesetz oder Laufbahnvorschriften bestimmte Mitwir-
kung/Zustimmung des Landespersonalausschusses ausgesprochen wurden, nichtig (Art. 14
Abs. 3 Satz 1 BayBG i.d.F. bis zum 31. Marz 2009).



http://www.landespersonalausschuss.bybn.de/
http://www.lpa.bybn.de/
http://www.gesetze-bayern.de/
http://www.lpa.bybn.de/lpa/antrag
http://www.lpa.bayern.de/lpa/antrag
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oder auf Zeit abgeleistet wurden, auf die Probezeit (Art. 36 Abs. 2 Satz 3
LIbG)*

Beforderung

Ausnahme von dem Verbot des Uberspringens regelmafig zu durchlau-
fender Amter (Art. 17 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4, Abs.5 Satze 1 und 3
LIbG)*

Ausnahme von dem Verbot der Beférderung wahrend der Probezeit
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 1, Abs. 4, Abs. 5 Séatze 2 und 3 LIbG)

Ausnahme von dem Verbot der Beforderung vor Ablauf einer Erpro-
bungszeit von drei Monaten auf einem hoher bewerteten Dienstpos-
ten (Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2, Abs. 4 LIbG) 46

Bis zu einem Amt der BesGr A 9 mit Amtszulage:

Ausnahme von dem Verbot der Beférderung vor Ablauf einer Dienstzeit
von zwei Jahren

a) nach der letzten Beforderung oder

b) nach Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem Beférderungsamt
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 Buchst. a, Abs. 4, Abs. 5 Satze 2 und 3
LIbG)*4’

Ab einem Amt der BesGr A 10:

Ausnahme von dem Verbot der Beférderung vor Ablauf einer Dienstzeit
von drei Jahren

a) nach der letzten Beforderung oder

44 Die erweiterte Anrechnung von Zeiten, die in einem dem Bayerischen Hochschulperso-
nalgesetz unterliegenden Beamtenverhaltnis auf Widerruf oder auf Zeit abgeleistet wurden,
auf die Probezeit war bis 31. Marz 2018 in Art. 36 Abs. 2 Satz 2 LIbG geregelt. Im Rahmen
der Anderung des Leistungslaufbahngesetzes durch das Bayerische Richter- und Staatsan-
waltsgesetz vom 22. Marz 2018 (GVBI. S. 118) wurde der bisherige Satz 2 des Art. 36

Abs. 2 LIbG mit Wirkung vom 1. April 2018 zu Satz 3.

45 Die nicht regelmaRig zu durchlaufenden Amter werden gemaR Art. 17 Abs. 1 Satz 2 LIbG
von der obersten Dienstbehdrde mit Zustimmung des Landespersonalausschusses be-
stimmt.

46 Das Beforderungsverbot vor Ablauf einer Erprobungszeit von drei Monaten auf einem ho-
her bewerteten Dienstposten war bis zum 24. Mai 2018 in Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 4 LIbG
geregelt; im Rahmen der Anderung des Leistungslaufbahngesetzes durch das Gesetz zur
Anderung personalaktenrechtlicher und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vom 18. Mai
2018 (GVBI. S. 286) wurde dieses Beférderungsverbot ohne Anderung des Wortlauts mit
Wirkung vom 25. Mai 2018 in Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 LIbG geregelt.

Das bis 24. Mai 2018 in Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 2 LIbG enthaltene Beférderungsverbot vor
Ablauf eines Jahres nach der letzten Beférderung wurde damit zugleich mit Wirkung vom
25. Mai 2018 durch das Gesetz zur Anderung personalaktenrechtlicher und weiterer dienst-
rechtlicher Vorschriften aufgehoben; diese Streichung des Beforderungsverbots vor Ablauf
eines Jahres nach der letzten Beforderung erfolgte gemaf der amtlichen Begriindung des
Gesetzentwurfs (siehe LT-Drs. 17/20990, S. 2 und S. 30) mangels eines praktischen An-
wendungsbereichs [neben dem Beférderungsverbot nach Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 LIbG].
47 Das Beforderungsverbot des Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 LIbG wurde durch das Gesetz
zur Anderung personalaktenrechtlicher und weiterer dienstrechtlicher Vorschriften vom

18. Mai 2018 (GVBI. S. 286) im Sinne der Anwenderfreundlichkeit (siehe LT-Drs. 17/20990,
S. 4) mit Wirkung vom 25. Mai 2018 neu gefasst; die gesetzlichen Ausnahmen finden sich
seitdem in dem neuen Satz 4 (,Satz 3 Nr. 3 gilt nicht ...") des Art. 17 Abs. 1 LIbG.
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b) nach Dienstzeitbeginn bei Einstellung in einem Beférderungsamt
(Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 Buchst. b, Abs. 4, Abs. 5 Satze 2 und 3
LIbG)*®

Gesamtdienstzeiten

Ausnahme von dem Verbot der Beforderung in ein Amt der BesGr A 13
vor Ablauf einer Gesamtdienstzeit von acht Jahren bei einem Einstieg
in der dritten Qualifikationsebene mit Eingangsamt der BesGr A9
(Art. 18 Abs. 1, Abs. 5 Satz 1 LIbG)

Ausnahme von dem Verbot der Beforderung in ein Amt der BesGr A 15
vor Ablauf einer Gesamtdienstzeit von vier Jahren bei einem Einstieg
in der vierten Qualifikationsebene (Art. 18 Abs. 2 Satz 1, Abs. 5 Satz 1
LIbG)

Ausnahme von dem Verbot der Beférderung in ein héheres Amt der Be-
soldungsordnung A als BesGr A 15 vor Ablauf einer Gesamtdienstzeit
von sieben Jahren (Art. 18 Abs. 2 Satz 2, Abs. 5 Satz 1 LIbG)

Ausnahmen von den Dienstzeiterfordernissen des Art. 18 Abs. 3 und
Art. 18 Abs. 4 LIbG zur Beférderung insbesondere von Richtern oder
Richterinnen oder Staatsanwélten oder Staatsanwaltinnen (Art. 18
Abs. 5 Satz 1 LIbG)

Wechsel zwischen den Fachlaufbahnen

Zustimmung zum Wechsel zwischen den Fachlaufbahnen (Art. 9 Abs. 2
Satz 3 LIbG)

Sicherung der Mobilitat

Zustimmung zur Anerkennung einer beim Bund oder in einem anderen
Bundesland sowie aufgrund des individuellen Berufswegs erworbenen
Qualifikation als gleichwertig einer Qualifikation flr eine bayerische
Fachlaufbahn im nichtstaatlichen Bereich (Art. 11 Abs. 2 Satz 1 Halb-
satz 2 LIbG)

Andere Bewerber und Bewerberinnen

Zustimmung zur Berufung eines anderen Bewerbers oder einer anderen
Bewerberin in das Beamtenverhaltnis (Art. 4 Abs. 2 Satz 3 LIbG)

48 Zur Neufassung des Art. 17 Abs. 1 Satz 3 Nr. 3 LIbG und der Anfiigung eines neuen Sat-
zes 4 mit Wirkung jeweils vom 25. Mai 2018 siehe die vorherige Ful3note.
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Bewerber und Bewerberinnen aus Mitgliedstaaten der Europaéi-
schen Union, des Europaischen Wirtschaftsraums und der
Schweiz

Anerkennung einer Berufsqualifikation als Qualifikation fur eine Fach-
laufbahn, soweit die Zustandigkeit auf den Landespersonalausschuss
Ubertragen worden ist (Art. 44 Abs. 1 Satz 4 LIbG)*°

3. in Prifungsangelegenheiten
Anerkennung einer Prifung als Einstellungsprifung oder als Ersatz fur
ein Auswabhlverfahren (Art. 22 Abs. 4 Satz 2 LIbG)

4. nach sonstigen Vorschriften
Zustimmung zur Anerkennung eines friheren Auswahlverfahrens als
Ersatz fur das laufende Auswahlverfahren (8 14 Satz 2 Halbsatz 2 Aus-
wabhlverfahrensordnung [AV{V])
Feststellung der Beféahigung fir ein Lehramt als anderer Bewerber oder
als andere Bewerberin (Art. 22 Abs. 6 Bayerisches Lehrerbildungsge-

setz [BayLBG])

Zustimmung zur Anrechnung von Prifungsteilen (8 12 Abs. 7 Satz 2
Lehramtsprifungsordnung 1l [LPO 11])%°

49 Die Verwendung des Antragsformblattes ist hier nicht erforderlich und auch nicht zweck-
dienlich. Dem Antrag sind die in Art. 44 Abs. 2 LIbG genannten Unterlagen beizufiigen. Der
Antrag ist von dem Bewerber zu stellen, der die Anerkennung einer in einem anderen Mit-
gliedstaat der EU (oder in einem nach Art. 42 Abs. 2 LIbG gleichgestellten Staat) erworbe-
nen Berufsqualifikation als Qualifikation fur eine Fachlaufbahn bzw. einen fachlichen
Schwerpunkt nach dem LIbG anstrebt.

50 Die Verwendung des Antragsformblattes ist hier nicht erforderlich.
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Anlage 2

Landespersonalausschuss in der allgemeinen Besetzung

Ordentliche Mitglieder

Dr. Sigrid Schitz-Heckl Generalsekretarin
des Landespersonalausschusses
- Vorsitzende -
(bis 31. Marz 2021)

Horst Wonka Generalsekretar
des Landespersonalausschusses
- Vorsitzender -
(ab 1. April 2021)

Dr. Nicole Lang Ministerialdirigentin
im Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen und fur Heimat
- Stellvertretende Vorsitzende -

Jutta Krieger Ministerialdirigentin
im Bayerischen Staatsministerium
des Innern, fir Sport und Integration

Bernd Buckenhofer Geschéftsfuhrendes Vorstandsmitglied
des Bayerischen Stadtetags

Dr. Johann Keller Geschaftsfuhrendes Prasidialmitglied
des Bayerischen Landkreistags

Gerhard Kreilein Verwaltungsrat
bei der Stadt Erlangen
(bis 31. Marz 2020)

Claudia Kammermeier Rechtspflegeoberratin
beim Amtsgericht Rosenheim
(ab 1. April 2020)

Johannes Reif Justizverwaltungsamtsrat
beim Amtsgericht Minchen
(bis 31. Januar 2020)

Dr. Andreas Vollmer Oberregierungsrat
beim Bayerischen Landesamt
fur Verfassungsschutz
(ab 1. September 2020)
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Beratendes Mitglied

Marcus Mittmeyer Ministerialdirigent
im Bayerischen Staatsministerium
fur Digitales
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Stellvertretende Mitglieder

Horst Wonka Ministerialdirigent
in der Bayerischen Staatskanzlei
(bis 31. Marz 2021)

Isolde Nath Leitende Ministerialratin
im Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen und fir Heimat

Maren Wetzstein-Demmler Ministerialratin
im Bayerischen Staatsministerium
des Innern, fur Sport und Integration

Stefanie Kruger Geschaftsfuhrendes Prasidialmitglied
des Bayerischen Bezirketags

Dr. Franz Dirnberger Geschaftsfuhrendes Prasidialmitglied
des Bayerischen Gemeindetags

Claudia Kammermeier Rechtspflegeoberratin
beim Amtsgericht Rosenheim
(bis 31. Marz 2020)

Gerhard Wipijewski Oberregierungsrat
beim Finanzamt Miinchen
(ab 1. April 2020)

Dr. Andreas Vollmer Oberregierungsrat
beim Bayerischen Landesamt fur
Verfassungsschutz
(bis 1. September 2020)

Richard Feichtenschlager Oberverwaltungsrat
bei der Landeshauptstadt Minchen
(ab 1. September 2020)
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Landespersonalausschuss in der Besetzung fur Angelegenheiten der
Richter und Staatsanwalte (Art. 4 BayRiStAG)

Ordentliche Mitglieder

Dr. Sigrid Schitz-Heckl Generalsekretarin
des Landespersonalausschusses
- Vorsitzende -
(bis 31. Marz 2021)

Horst Wonka Generalsekretar
des Landespersonalausschusses
- Vorsitzender -
(ab 1. April 2021)

Dr. Nicole Lang Ministerialdirigentin
im Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen und fur Heimat
- Stellvertretende Vorsitzende -

Jutta Krieger Ministerialdirigentin
im Bayerischen Staatsministerium
des Innern, fir Sport und Integration

Dr. Carsten Schulz Ministerialdirigent
im Bayerischen Staatsministerium
der Justiz

Stephan Kersten Prasident

des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
(bis 31. Januar 2020)

Andrea Breit Prasidentin
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
(ab 10. Méarz 2020)

Peter Kuspert Prasident
des Bayerischen Verfassungsgerichtshofs
und Prasident
des Oberlandesgerichts Minchen
(bis 29. Februar 2020 und
ab 10. Marz 2020)

Thomas Grammel Vorsitzender Richter
am Finanzgericht Nurnberg

Lore Sprickmann Kerkerinck Vorsitzende Richterin
am Oberlandesgericht Minchen



Anita Traud

Dr. Elisabeth Bohmer
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Oberstaatsanwaltin
bei der Staatsanwaltschaft Niurnberg-Furth
(bis 20. Marz 2021)

Oberstaatsanwaltin
bei der Staatsanwaltschaft Nirnberg-Furth
(ab 21. Marz 2021)
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Stellvertretende Mitglieder

Horst Wonka Ministerialdirigent
in der Bayerischen Staatskanzlei
(bis 31. Marz 2021)

Isolde Nath Leitende Ministerialratin
im Bayerischen Staatsministerium
der Finanzen und fir Heimat

Maren Wetzstein-Demmler Ministerialratin
im Bayerischen Staatsministerium
des Innern, fiir Sport und Integration

Dr. Sabine Gramm Ministerialratin
im Bayerischen Staatsministerium
der Justiz

Siegfried Finster Vizeprasident

des Finanzgerichts Nurnberg
(ab 10. Marz 2020)

Angelika Hauf Vorsitzende Richterin
am Landesarbeitsgericht Miinchen

Sabine Schwarz Direktorin
des Amtsgerichts Schwabach

Angela Friehoff Richterin
am Amtsgericht Augsburg

Andrea Breit Prasidentin
des Verwaltungsgerichts Minchen
bzw. Prasidentin
des Bayerischen Verwaltungsgerichtshofs
(bis 10. Marz 2020)

Sabine Lotz-Schimmelpfennig Richterin
am Bayerischen Verwaltungsgerichtshof
(ab 10. Marz 2020)



Impressum

Herausgeber:

Postanschrift:

Dienstgebaude:

E-Mail:

Internet:

76

Bayerischer Landespersonalausschuss
— Geschéftsstelle —

Kardinal-Dopfner-Str. 4
80333 Minchen

Postfach 22 14 41
80504 Munchen

Lazarettstr. 67

poststelle@Ipa.bayern.de

www.bayerischer-landespersonalausschuss.de



mailto:poststelle@lpa.bayern.de
http://www.bayerischer-landespersonalausschuss.de/

	Jahresbericht 2020
	Inhaltsverzeichnis
	I. Landespersonalausschuss
	1. Aufgaben und Befugnisse
	2. Gremien
	3. Geschäftsstelle des Landespersonalausschusses
	3.1 Vorbereitung der Sitzungsfälle
	3.2 Prüfungsaufsicht
	3.3 Auswahlverfahren
	3.4 Beratung von Verwaltungen


	II. Tätigkeit des Landespersonalausschusses und seiner Geschäftsstelle im Berichtszeitraum
	1. Sitzungen des Landespersonalausschusses
	2. Sitzungsgegenstände und Beratungen
	2.1 Angelegenheiten, die über den Einzelfall hinaus Bedeutung haben/Rechtsvorschriften
	2.2 Anträge zu Einzelfällen und Beratungen in laufbahnrechtlichen Fragen

	3. Themen von allgemeiner Bedeutung im Bereich des Laufbahnrechts
	3.1 Ersatz von Prüfungslehrproben durch Prüfungsgespräche aufgrund der COVID-19-Pandemie
	3.2 Übernahme von Steuerbeamten durch nichtstaatliche Dienstherren
	3.3. Übernahme von Absolventen des Beschäftigtenlehrgangs II bzw. des Studiums zum/zur Betriebswirt/in an einer Verwaltungs- und Wirtschaftsakademie in die dritte Qualifikationsebene
	3.4 Qualifikation von Bewerberinnen und Bewerbern aus Mitgliedstaaten, Art. 41 ff. LlbG
	3.5 Qualifizierung von Fachlehrkräften für Ämter ab der vierten Qualifikationsebene
	3.6 Modulare Qualifizierung

	4. Themen von allgemeiner Bedeutung im Bereich der Personalentwicklung
	4.1 Coaching in der öffentlichen Verwaltung
	4.2 Gesondertes wissenschaftlich fundiertes Auswahlverfahren für die Einstellung in den Vorbereitungsdienst

	5. Prüfungsangelegenheiten
	6. Nachwuchsgewinnung für den öffentlichen Dienst
	6.1 Auswahlverfahren für den Einstieg in der zweiten Qualifikationsebene im nichttechnischen Bereich (einschließlich allgemeiner Vollzugsdienst bei den Justizvollzugsanstalten)
	6.2 Auswahlverfahren für den Einstieg in der dritten Qualifikationsebene im nichttechnischen Bereich
	6.3 Mitwirkung von Bediensteten bei der Durchführung der Auswahlprüfungen
	6.4 Informationsmaßnahmen

	Anlage 1 - Aufstellung der beim Landespersonalausschuss zu beantragenden Personalmaßnahmen
	Anlage 2 - Landespersonalausschuss in der allgemeinen Besetzung
	Landespersonalausschuss in der Besetzung für Angelegenheiten der Richter und Staatsanwälte (Art. 4 BayRiStAG)

	Impressum




